Jahrgang VII Nr. 7 


dem Inhalt: Frankreichs Rüſtungen. — Die polniſche Ent- 
age usgspollur. als Hemmnis der deutſch⸗polniſchen Derftändigung. — 
Ergebniſſe der Genfer Ratstagung. — Das Gold, ein wirtſchaftlicher 
und politifher Machtfaktor in der Welt. Don Br. Walter Ebert. 


Reichszentrale für Beimatdienft 
Nachdruck fämtlicher Beiträge 
nur mit Quellenangabe geltattet 


1. Aprilheft 1927 


In Remmillion: 


Zentralverlag ® b. b., Berlin W 35 
Balbjäbrlich 2,50 Mark 7 Jährlih 5,— Mark 
richeint zweimal monatlich 


Durch jedes Poſtamt zu beziehen 


EEE 1. Festungsgürtel 
E 3 


wuwneue Reichsgrenze 
lte 2 
. 50 km Zone 
, besetres Gebiet 


Der Heimatdienft 


Frankreichs 


Wie in den meiſten der am Weltkrieg beteiligten Länder 
haben die Erfahrungen des Krieges auch in Frankreich dazu 
geführt, eine Reorganiſation des Heeres zu erſtreben. Schon 
ſeit Jahren ſchweben die Verhandlungen darüber, werden 
Pläne, Gutachten und Geſetzentwürfe ausgearbeitet, ohne daß 
bisher das Siel erreicht worden iſt. Das hatte verſchiedene 
Gründe. In den erſten Jahren nach dem Kriege konnte es nie⸗ 
mand wagen, durchgreifende Reformen in Angriff zu nehmen, 
bei denen in irgendeiner Hinſicht eine Verminderung der 
Dienſtzeit, des ſtehenden Heeres oder ähnliches verſucht wurde. 
Dazu war das Parlament zu ſehr vom Nationalblod beherrſcht. 
Immerhin wagte man 1923, die Dienftzeit von drei Jahren auf 
18 Monate herabzuſetzen, aber ſonſt trat keine weſentliche 
Anderung ein. Erſt die Neuwahlen im Mai 1924, durch die 
die Linke die Mehrheit erhielt, gaben die Möglichkeit zu tief⸗ 
greifenderen Reformen. Der Kriegsminiſter Herriots, General 
Nollet, brachte im April 1925 ein Heeresreformgeſetz ein, das 
den Geſamtaufbau der franzöſiſchen Beeresorgantjation 
weſentlich ändern ſollte. Nollets Entwürfe drangen aber nicht 
durch, und es blieb Nollets Nachfolger, Painlevé, vorbehalten, 
die Löſung der Aufgabe von neuem zu verſuchen. Seine natür⸗ 
lich in engſtem Einvernehmen mit dem franzöſiſchen General. 
ſtab und dem OGberſten Verteidigungsrat ausgearbeiteten Ent⸗ 
würfe ftehen zur Zeit im Mittelpunkt der Debatte. Einer der 
vier Geſetzentwürfe, um die es ſich handelt, iſt kürzlich von der 
Kammer mit überwältigender Mehrheit angenommen worden, 
und es ſcheint, als ob das gegenwärtige Kabinett ſich die 
Durchbringung der Geſamtvorlage noch in dieſer Kammer- 
ſitzung, und zwar ſpäteſtens bis Anfang Juli d. J., zur Auf⸗ 
gabe gemacht hat und ſeinen Willen auch durchſetzen wird. Es 
iſt deshalb angezeigt, ſich die franzöſiſchen Zeeresreformpläne 
in ihrer Geſamtheit näher anzuſehen. 


Was zunächſt die Gründe für die Reformen angeht, ſo ſind 
ſie ſehr verſchieden, nämlich militäriſcher, wirtſchaftlicher, be⸗ 
völkerungspolitiſcher und innenpolitiſcher Art. Die Er⸗ 
fahrungen des Weltkrieges wollen berückſichtigt und aus⸗ 
gewertet ſein. Man hat im Weltkrieg geſehen, daß man auch 
in verhältnismäßig kurzer Ausbildungszeit einen guten Sol⸗ 
daten ſchaffen kann, der allen Anforderungen zu entſprechen 
vermag. Die Wichtigkeit und das gegenſeitige Verhältnis der 
einzelnen Waffengattungen, beſonders der Artillerie und der 
Luftwaffe zu den anderen, haben durch den Weltkrieg erhebliche 
Modifikationen erfahren, die ebenfalls berückſichtigt ſein wollen. 
Die Bevölkerung, beſonders die bäueriſche Bevölkerung Frank⸗ 
reichs, wünſcht eine Verkürzung der Dienſtzeit nicht nur zur 
Verminderung der perſönlichen Laſten, ſondern auch wegen des 
Arbeitermangels, der ja in den Nachkriegsjahren in Frankreich 
ſo ſtark war, daß zu den ſchon vor dem Kriege in Frankreich 
lebenden 14 Millionen Ausländern weitere 1% Millionen 
nach Frankreich eingewandert ſind. Man hält es mit den wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen des Landes nicht mehr für vereinbar, 
eine ſo große Anzahl junger Männer dem Produktionsprozeß 
zu entziehen wie früher. Der Geburtenrückgang iſt natürlich 
auch hier die Wurzel des bels. Dazu kommen die Kriegs- 
verluſte in Höhe von über 1% Millionen erwerbstüchtiger 
Männer. Die beſtehende große Anzahl der militäriſchen For⸗ 
mationen konnte mit dem vorhandenen Menſchenmaterial, 
trotzdem man zur Auffüllung erhebliche Mengen von Farbigen 
heranzog, nicht mehr angefüllt werden. So ergaben ſich die 
Grundgedanken der Heeresreorganiſation. 

Sie laſſen ſich dahin umſchreiben, daß man die größtmög⸗ 
liche militäriſche Leiſtungsfähigkeit für den Kriegsfall erreichen 
wollte bei einer möglichen Reduktion der Dienſtzeit und der 
Sahl des ſtehenden Heeres. Von dieſem allgemeinen Grund⸗ 
gedanken ausgehend, kam man zur Feſtſetzung der Dienſtzeit 
auf ein Jahr, zu einer ſtarken Erhöhung der Zahl der Berufs- 
militärs bei gleichzeitigem Ausbau der techniſchen Kriegsvor- 
bereitungen, militäriſcher Vorbereitungen der Jugend, 
Schaffung einer die ganze Nation und alle ihre Kräfte um⸗ 
faſſenden Mobilmachungsordnung und Anlage einer ſtarken 
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Derteidigungsorgantfation der Grenze. Die materiellen Be⸗ 
ſtimmungen darüber ſind in vier Geſetzentwürfen enthalten. 
Der erſte davon handelt über die Organiſation der geſamten 
Nation für den Kriegsfall, der zweite über die Reorganiſation 
der Armee, der dritte über die Gliederung des Heeres im ein⸗ 
zelnen und der vierte über die Rekrutierung. Über die Der- 
teidigungsorganiſation der franzöſiſchen Grenzen ſoll ein be⸗ 
ſonderer Geſetzentwurf ausgearbeitet werden. Bisher iſt nur 
der Text des erſten Geſetzentwurfs veröffentlicht und in der 
Kammer bereits angenommen, von den anderen ſind bisher nur 
die Grundlinien und wichtigſten Gedanken bekannt. 


Das erſtgenannte Geſetz, das als Grundlage der ganzen 
Heeresreform gedacht iſt, hat nicht weniger und nicht mehr zum 
Siele als die Mobilmachung der geſamten Nation. Sie geht 
von dem Gedanken aus, daß ein Krieg nicht mehr das Zu⸗ 
ſammentreffen der bewaffneten Streitkräfte zweier Nationen 
ſei, ſondern der Kampf aller lebendigen Kräfte zweier Völker 
gegeneinander. Damit entfällt der traditionelle Begriff des 
Unterſchieds von Kombattanten und Nichtkombattanten. Das 
Geſetz führt neben der Militärdienſtpflicht die Sivildienſt⸗ 
pflicht ohne Unterſchied des Alters und Geſchlechts und unter 
Ausdehnung auf alle Arten von Tätigkeit und unter Einſchluß 
des Privateigentums ein. Man muß ſich klar ſein, was das 
bedeutet. Frankreich hat damit als erſtes Land die geſamte 
Nation in die Kriegsvorbereitung miteinbezogen. Durch die 
Beſeitigung des Unterſchieds zwiſchen Kombattanten und 
Nichtkombattanten entſteht ein völkerrechtliches Novum, das 
auch manchem Abgeordneten der franzöſiſchen Kammer bedenk⸗ 
lich ſchien. Einige von ilmen wieſen darauf hin, daß ſich 
Frankreich auf dieſe Weiſe des Genuſſes der internationalen 
Abmachungen über den Schutz der Sivilbevölkerung und des 
Privateigentums begebe und dadurch in der Zukunft jeder Art 
von inhumaner Kriegführung Tür und Tor öffne. Aber dieſer 
Einwand machte wenig Eindruck. Des weiteren bedeutet dieſer 
Geſetzentwurf eine Staatsomnipotenz für den Kriegsfall, wie 
fie nicht einmal in Zeiten der abſoluten Monarchie vorhanden 
war. Wenn der Staat im Kriegsfall das Requiſitions⸗ und 
Beſchlagnahmerecht über das geſamte Privateigentum beſitzt, 
wenn er jedes Mitglied des Volkes mit allen ſeinen Kräften 
für ſich in Anſpruch nehmen, wenn er jede ihm gutſcheinende 
Anderung bezüglich der Regelung der Arbeit und der Arbeits⸗ 
bedingungen und des Derhältniſſes der Staatsbürger zuein⸗ 
ander treffen kann, ſo bedeutet das in der Wirkung eine Aus⸗ 
ſchaltung jeglicher Freiheit des Individuums. Welche Mög⸗ 
lichkeiten zur Beſeitigung politiſcher Gegner ſich etwa daraus 
entwickeln laſſen, kann man ſich leicht vorſtellen, wenn man ſich 
an den Fall Caillaux⸗Malvy während des Weltkrieges erinnert. 
Auf jeden Fall bedeutet das Geſetz über die Organiſation der 
Nation für den Kriegsfall eine ſo abſolute Unterordnung des 
Individuums unter den Staat, ein jo unbeſchränktes Der- 
fügungsrecht des Staates über alle Glieder der Nation, ihre 
Perſon, ihren Beſitz, ihr Leben und ihre Fähigkeiten, daß man, 
um eine Parallele dafür in der Geſchichte zu finden, ſchon zu⸗ 
rückgehen muß in die Seiten Spartas im alten Griechenland, 
um etwas Ähnliches zu finden. Und dieſes Geſetz wurde mit 
500 gegen 51 Stimmen der Kommuniſten angenommen, von 
einem Sozialiſten, Paul Boncour, als Berichterſtatter in der 
Kammer verteidigt und von allen Sozialiſten mitunterſtützt. 


Bevor wir zu einer eingehenderen Betrachtung der franzöſi⸗ 
ſchen Heeresreform übergehen, ſeien die wichtigſten Beſtim⸗ 
mungen noch kurz erwähnt: 

Das jährliche Rekrutenkontingent beträgt 240 000 Mann. 
Dazu kommen 106 000 Berufsmilitärs und 28 900 Offiziere. 
Das ergibt für die Armee in der Heimat rd. 544 000 Mann des 
ſtehenden Heeres, Dazu kommen an farbigen Truppen 90 000 
Nordafrikaner und 85 000 Neger und Anamiten, jo daß alſo 
Frankreich über eine ſtehende Armee von 521 000 Mann ver⸗ 
fügt gegenüber 982 000 im Jahre 1914 und 695 000 nach der 
Nerabſetzung der Dienſtzeit auf 1% Jahre. Dabei ift in Be⸗ 
tracht zu ziehen, daß alle Derwaltungsarbeiten, für die früher 
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Militärs verwendet wurden, nun von nichtmilitäriſchen 
Beamten geleiſtet werden ſollen, für die etwa 15000 Poſten 
vorgefehen find. Das Heer zählt in der Heimat 20 Diviſionen 
und eine noch nicht feſtgelegte Anzahl von Kavallerie- und 
Luftformationen, die auf 20 Wehrkreiſe verteilt find. Das 


Beer iſt ein Kaderheer, das durch die Eingliederung der aus⸗ 


gebildeten Reſerven auf Hriegsſtärke gebracht wird. Um die 
Ausbildungszeit von einem Jahr möglichſt effektiv zu machen, 
wird die Jugend militäriſch vorgebildet, und zwar in zwei 
Perioden. Man unterſcheidet körperliche Ausbildung und 
Vorbereitung auf den Militärdienſt. Die erſtere ſoll im ſechſten 
Lebensjahr beginnen und in allen Schulen durchgeführt werden. 
Für jedes Kind wird dabei ein Kontrollbuch geführt. Vom 
16. Jahre an bis zur Einreihung in die Armee, die nicht wie 
bisher mit dem 20., ſondern mit dem 21. Lebensjahre beginnt, 
erfolgt dann die militäriſche Vorbereitung der Jugend. Da 
die Dienſtpflicht erſt mit dem 49. Lebensjahre aufhört, kann 
man alſo ſagen, daß der Franzoſe künftig vom 6. bis zum 
49. Lebensjahre irgendwie der militäriſchen Vorbereitung oder 
der militäriſchen Dienſtpflicht unterliegt. 


Soweit die neue Heeresorganiſation. Sie ſoll ergänzt 
werden durch einen umfaſſenden Ausbau des franzöſiſchen 
Feſtungsſpſtems. Längs der ganzen franzöſiſchen Grenze von 
Belfort bis zum Meer ſoll mit einem Koſtenaufwand von über 
ı Milliarde Goldmark ein tiefgeſtaffeltes Befeſtigungsſyſtem 
in Anlehnung an die ſchon vorhandenen Feſtungen geſchaffen 
werden, ähnlich den tiefgegliederten Feldbefeſtigungsſyſtemen 
der Kriegszeit, zugleich zum Schutz gegen einen Angriff und 
als Ausgangspunkt für Offenſiphandlungen. 


Gegenüber dieſen franzöſiſchen Kriegs vorbereitungen be⸗ 
ſitzt Deutſchland ein Söldnerheer von 100 000 Mann ohne 
ſchwere Artillerie und Flugzeuge, ohne techniſche Waffen wie 
Tanks und ohne Referven an Waffen, Material und aus⸗ 
gebildeten Mannſchaften. Gegenüber der aufs äußerſte be⸗ 
feſtigten franzöſiſchen Grenze breitet ſich das entmilitarifierte 
linke Rheinufer und die ebenfalls entmilitarifierte 50⸗km-Sone 
auf dem rechten Rheinufer aus, d.h. es fehlt auf der deutſchen 
Seite nicht nur jegliche Befeſtigungsanlage, ſondern auch bis 
weit ins Land hinein jede Garniſon. 


Hält man ſich das alles vor Augen und folgt man gleich⸗ 
zeitig der Argumentation, in der die franzöſiſche Heeres⸗ 
reorganiſation in der Uammer und in der franzöſiſchen Preſſe 
vertreten und begründet wird, dann muß man das alles zum 
mindeſten als äußerſt widerſpruchsvoll empfinden. Vielleicht 
noch erſtaunlicher als der materielle Inhalt der franzöſiſchen 
Heeresreformpläne iſt gerade die Argumentation, mit der ſie 
dem franzöſiſchen Volk und der Welt präſentiert werden. Zwei 
Cheſen liegen hier zugrunde. Die von der bedrohten Sicher⸗ 
heit Frankreichs und von feinem abſoluten Friedenswillen. 
Aus beidem ergibt ſich als dritte, daß die ganze franzöſiſche 
Rüftung rein defenſiven Charakter hat und nicht die Spur von 
Offenſivgeiſt verrät. Frankreich ift friedfertig, es will nur den 
Frieden, es denkt nicht daran, andere zu bedrohen. Aber es iſt 
umgeben von gefährlichen revanche⸗ oder beuteluſtigen 
Nationen, deren Dolfszahl und militäriſche Kraft der franzöſi⸗ 
ſchen überlegen ſind. Deshalb muß Frankreich ſich eine mög⸗ 
lichſt ſtarke Rüſtung verſchaffen. Es arbeitet damit nur für 
den Frieden, da es die böſen Nachbarn davon abhält, Krieg zu 
führen. So etwa lautet die franzöſiſche Argumentation. 
Kriegsminifter Painlevs faßte das in das gutartige Bild zu⸗ 
ſammen, Frankreich tue nichts anderes als ein Mann, der 
während der Nacht ſein Haus verſchließe. 


Man darf dieſer Argumentation, die ee für 
ihre eigenen Rüſtungen in Anſpruch nehmen, einmal diejenige 
e dae die ſie gegenüber den deutſchen eis 
zuwenden pflegen. Bor einigen Monaten wurde z anntli 
dieſe Frage unferer Oftfeftungen und der Aus fulr > 
Kriegsmaterial als Reſtpunkte der langen Liſte von Enı- 
waffnungsforderungen, die wir erfüllen mußten, debattiert. 
Wir haben ſchließlich in eine teilweiſe Ferſtörung der unſerer 
Oſtgrenze entlang angelegten Unterſtände einwilligen müſſen. 
Damals wurde wochenlang das Dorhandenfein dieſer Unter⸗ 


ſtände, die, verglichen mit dem franzöſiſchen Befeſtigungs⸗ 
ſyſtem, wahrlich Kleinigkeiten zu nennen find, als ein Beweis 
für dunkle Pläne gegen Polen hingeſtellt. Dieſe mehr als un⸗ 
bedeutenden Befeſtigungsanlagen an der deutſchen Oftgrenze 
wurden als offenfiv, als Kriegsdrohung gegen Polen, als Ge⸗ 
fährdung des europäiſchen und des Weltfriedens bezeichnet. 
Das würde alſo, etwas überſpitzt ausgedrückt, bedeuten, wenn 
Deutſchland Unterſtände oder Feſtungen hat, find fie offenſiv, 
verraten Kriegsabfichten und bedrohen den Frieden, wenn 
Frankreich fein bereits aus zahlreichen großen Feſtungen be⸗ 
ftehendes Befeſtigungsſyſtem nach den modernſten Geſichts⸗ 
punkten weiter ausbaut und hinter ſeinen Grenzen einen 
breiten Gürtel militäriſcher Anlagen errichtet, ſo iſt das rein 
defenftv, bedroht niemanden und iſt eine Sicherung für den 
Frieden. Das kann logiſcherweiſe nur ein Meſſen mit zweier⸗ 
lei Maß bedeuten oder die Antitheſe: Frankreich iſt friedlich, 
Deutſchland kriegeriſch, Frankreich denkt nur an ſeine Sicher⸗ 
heit, Deutſchland nur daran, wie es die Sicherheit der anderen 
bedrohen kann. Inwieweit dieſer Gegenüberſtellung die Theſe 
von Deutſchlands Schuld, d. h. Alleinſchuld am Kriege, zu⸗ 
grunde liegt, ſoll hier nicht unterſucht, aber wenigſtens an⸗ 
gedeutet werden. 


Auf die Dauer wird ſich eine ſolche Argumentation nicht 
aufrechterhalten laſſen. Vorläufig hält man jedoch an ihr feſt. 
Derſelbe Paul Boncour, der eine Heeresreorganifation vor der 
franzöſiſchen Kammer vertritt, bei der ausdrücklich der Dor- 
bereitung der Mobilmachung der geſamten Nation und der 
Mobiliſierung ſämtlicher Kräfte des Volkes eine grundlegende 
Bedeutung für die militäriſche Schlagfertigkeit zuerkannt 
wird, verteidigt in Genf bei den Abrüſtungsverhandlungen die 
Theſe, daß für eventuelle Abrüſtungsmaßnahmen nur die 
aktive Armee und das von ihr gebrauchte Kriegsmaterial in 
Frage komme, und daß Rejervematerial, ausgebildete Mann⸗ 
ſchaftsreſerven und jede Art von Mobilmachungsvorbereitun⸗ 
gen für die Beurteilung der militäriſchen Schlagkraft eines 
Volkes keine Bedeutung hätten und infolgedeſſen aus dem 
Kreis derjenigen Dinge ausgeſchaltet werden müſſen, die für 
Rüſtungsbeſchränkungen in Frage kommen; während die 
franzöſiſche Heeresreorganiſation das ſtehende Heer nur als 
eine Art Maſchenſyſtem anſieht, das durch die Reſerven im 
Kriegsfalle ſeine Bedeutung bekommt und zur bewaffneten 
Nation wird, ſoll für eventuelle Rüſtungsbeſchränkungen das 
Gegenteil gelten, nämlich, daß nur das aktive, ftehende Heer 
gezählt wird, wobei diejenigen Soldaten noch in Abzug zu 
bringen ſind, deren Ausbildung noch nicht vollendet iſt, d. h. 
alſo in Frankreich das geſamte Jahresrekrutenkontingent von 
240 000 Mann. Andererſeits ſollen Polizeiſtreitkräfte in 
dieſem Suſammenhang der aktiven Armee gleichgeftellt werden. 
Das Ergebnis iſt, daß Frankreich ein kleineres Heer hat wie 
Deutſchland, bei dem zu der Reichswehr von 100 000 Mann 
noch die Schutzpolizei in Höhe von 150 000 Mann hinzu⸗ 
gerechnet wird! 


Die öffentliche Meinung in Deutſchland und in der Welt, 
die ja bekanntlich franzöſiſcher Wortkunſt leicht zu unterliegen 
pflegt, wird auf die Dauer dieſe Dinge nicht überſehen können. 
Sie iſt bereits aufmerkſam geworden. „Das Sicherungs⸗ 
bedürfnis Frankreichs iſt ſcheinbar unerſättlich, immer neue 
rege tauchen auf. Frankreich bietet das Schau⸗ 
ſpiel eines großen Volkes, das ſich aus fachlich unberechtigten 
Angſtgefühlen zu ungeheuren Militärausgaben und der dauern⸗ 
den Beibehaltung einer Rieſenrüſtung gezwungen fühlt“, 
ſchrieb der „Vorwärts“ kürzlich zur franzöſiſchen Heeresteform, 
und die Stockholmer Zeitung „Sozialdemokraten“ äußerte: 
„Die franzöſiſchen Rüftungen ſtehen in keinem Verhältnis zur 
tatſächlichen Lage. Frankreich droht von deutſcher Seite keine 
Kriegsgefahr, wie Briand kürzlich ſelbſt betonte. Wozu alſo 
dieſe ungeheuren militäriſchen Laſten, die Frankreich doch kein 
Sicherheitsgefühl zu gewähren ſcheinend Wenn Locarno das 
Problem nicht löſen konnte, wenn Deutſchlands Entwaffnung 
nichts bedeutet, was kann der franzöſiſchen Unſichergeit dann 
helfen? Dieſe Frage ftellen ſich in der ganzen welt alle die. 
jenigen, die befürchten, dag Briands großzügige Arbelt an der 
franzöſiſch⸗deutſchen Annäherung durch Kräfte vernichtet 
werden wird, die nur noch militäriſch denken können. 
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Die polnische Enideutſchungspolitik als Hemmnis der 
deutſch⸗polniſchen Verſtändigung. 


Von amtlichen Stellen und Vertretern aller deutſchen Parteien 
iſt mehr als einmal zum Ausdruck gebracht worden, daß Deutſchland 
die jetzige Geſtaltung ſeiner Oſtgrenzen als ungerecht und unhaltbar 
anſieht, wenn es auch weit davon entfernt iſt, eine Anderung dieſer 
Grenzen mit gewaltſamen Mitteln zu verſuchen. Auf der anderen 
Seite wird von Polen aus ſtets betont, daß es jeden Fußbreit jetzt 
polniſchen Gebiets behaupten wolle. Dieſe heikle Grenzfrage jteht 
daher zwiſchen Deutſchland und Polen und dürfte es für abjehbare 
Seit unmöglich machen, daß wirklich herzliche Beziehungen zwiſchen 
beiden Nachbarländern ſich herausbilden. Das ändert aber nichts 
daran, daß praktiſche, politiſche und vor allem wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeiten es dringend erwünſcht ſcheinen laſſen, daß wenigſtens 
eine Annäherung ſtattfindet, die an Stelle der vielfachen gegen⸗ 
wärtigen Reibungen ein Zufammenarbeiten auf gemeinſamen Inter⸗ 
eſſengebieten mit ſich bringt. 

Der gute Wille, das Nötige für eine ſolche Annäherung zu tun, 
iſt auf deutſcher Seite ohne Zweifel vorhanden. Von polniſcher Seite 
wird eine ſolche Annäherung nicht nur dadurch erſchwert, daß Polen 
ſtets bei internationalen Streitfragen, ſo noch jüngſt bei der Frage 
der Oſtfeſtungen, auf der Seite der Gegner Deutſchlands ſteht, 
ſondern auch durch die gegen das Deutſchtum in Polen gerichtete 
innere Politik Polens, die dazu geführt hat, daß etwa zwei Drittel 
der Deutſchen in dem früheren Poſen und Weſtpreußen, wenigſtens 
800 000 Menſchen, dieſe ihre Heimat verlaſſen haben. Die Methoden 
dieſer Entdeutſchungspolitik einmal kurz darzulegen, erſcheint gerade 
jetzt angezeigt, wo über ein ſehr beſcheidenes Wohnrecht von Keichs⸗ 
deutſchen in Polen verhandelt werden ſoll. 

Polens Beſtreben ging von Anfang an dahin, möglichſt vielen 
früheren Reichsdeutſchen die polniſche Staatsangehörigkeit vor⸗ 
zuenthalten. Für die Beurteilung der Staatsangehörigkeitsverhält⸗ 
niſſe dieſer Reichsdeutſchen find Art. 91 des D.D. und Art. 5 und 4 
des Minderheitenſchutzvertrages maßgebend. Art. 3 des letzt⸗ 
genannten Vertrages wiederholt die in Art. 91 hinſichtlich der 
Staatsangehörigkeit getroffene Regelung; Art. 4 fügt aber eine 
weſentliche Erweiterung hinzu, indem nach ſeinem Wortlaut die 
polniſche Staatsangehörigkeit ſchon allein durch die Tatſache der 
Geburt auf dem jetzt polniſchen Gebiete erworben wird, inſofern 
die Eltern zur Zeit der Geburt dort ihren Wohnſitz hatten. Polen 
bemühte ſich nun, dieſe Beſtimmungen fo zu interpretieren, daß mög⸗ 
lichſt viele deutſchſtämmige Perſonen vom Erwerb der polniſchen 
Staatsangehörigkeit ausgeſchloſſen wurden. Es interpretierte z. B. 
den Art. 91 des Verſailler Vertrags dahin, daß nur die deutſchen 
E 3 die ununterbrochen vom 1. Januar 1908 

bis zum Übergange der Staatshoheit in den fraglichen Gebieten ihren 
Wohnſitz hatten, und zwar ihren einzigen Wohnſitz, dem Staats« 
angehörigkeitswechſel unterliegen. Hierbei wurde jede Abweſenheit, 

beiſpielsweiſe die Teilnahme am Weltkriege, als in Unterbrechung 
angefehen, die den Berg des Staatsangehörigkeitswechſels zur 
Folge hatte. Die polniſche Regierung ging fogar fo weit, die Un⸗ 
unterbrochenheit des Wohnſitzes im Sinne des von ihr geſchaffenen 
Begriffs nicht nur für die intereſſierten Perſonen ſelbſt, ſondern auch 
für deren Eltern und Ehegatten zu fordern und eine den Staats- 
angehörigkeitswechſel ausſchließende e des Wohnſitzes 
ſogar dann anzunehmen, wenn dieſe Eltern oder Ehegatten vor dem 
Übergang der Staatshoheit verſtorben waren und lediglich aus dieſem 
Grunde nicht ohne Unterbrechung vom I. Januar 1908 bis zum 
3 der Staatshoheit in nunmehr polniſchem Gebiete gewohnt 
haben. Dieſer Praxis gegenüber hätte der Art. 4 des Minderheiten- 
ſchutzbertrages eine Abhilfe bieten können, wenn Polen feine Be⸗ 
ſtimmungen dem Wortlaut gemäß angewandt hätte; dies 1 9 aber 
keineswegs. Auch hier genügte nicht der Nachweis der Geburt im 
abgetretenen Gebiete von dort wohnhaften Eltern, vielmehr verlangte 
Polen dieſen Nachweis auch für die Eltern der vom Staatsangehörig⸗ 
keitswechſel betroffenen Perſon. 

Die Regelung dieſer Streitfragen gelang — dank der Ein- 
wirkungen des Völkerbundes auf Polen — nach jahrelangen Be⸗ 
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Wenn die Leute sich nur halb soviel Rechenschaft 
über ihr eigenes Leben geben wollten als über das Leben 
der andern, so würden sie sich des Ratgebens enthalten. 


Der Mensch, der Gewalt über sich hat und behauptet, . 


leistet das Schwerste und Größte. 

Versuche deine Pflicht zu fun, und qu weikt cn 
was an dir ist, Was aber ist deine Pfycnr? Die Forde- 
rung des Tages. Goethe. 
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mühungen durch das Wiener Abkommen vom 50. Auguſt 1924. Aber 
ſelbſt nach Abſchluß dieſes Abkommens hat Polen in mehreren 
hundert Fällen die Anerkennung der polniſchen Staatsangehörigkeit 
vertragswidrig abgelehnt. Erſt jetzt werden derartige Fälle einem 
deutſch⸗polniſchen Schlichtungsausſchuß unterbreitet, dei dem Polen 
aber wiederum die Einſetzung eines neutralen Obmannes hartnäckig 
verweigert hat. 

Auf dieſe Weiſe iſt es Polen gelungen, Tauſende von Perſonen 
abzuſchieben, die de jure polniſche Staatsangehörige waren. Natur 
gemäß beſaßen ſolche Perfonen nur felten die Energie des Herrn 
von Körber, der, von polniſchen Gendarmen an die Grenze gebracht, 
ſich dort auf ſeinen Koffer ſetzte, nicht von der Stelle wich und auf 
dieſe Weiſe ſchließlich ſein Verbleiben in Polen durchſetzte. In 
vielen anderen Fällen wurden ganze Familien von der polniſchen zur 
deutſchen Seite hin und her gefchoben, bis fie phyſiſch zuſammen⸗ 
brachen und aus Gründen der Menſchlichkeit von den deutſchen Be- 
hörden aufgenommen wurden. 

Aus der gleichen Entdeutſchungstendenz heraus beſtanden die 
Polen auf der Auslegung des Art. 91 des Derfailler Vertrages in 
dem Sinne, daß die Optanten zur Abwanderung verpflichtet ſeien. 
Leider hat der Schiedsſpruch des Präfidenten Kaackenbeeck bei den 
deutſch⸗polniſchen Verhandlungen in Wien im Sommer 1924 der 
polniſchen Auffaſſung recht gegeben, aber mit der Maßgabe, daß die 
Abwanderung nur auf Verlangen der Behörden zu erfolgen habe. 
Es iſt charakteriſtiſch, daß die Polen von dieſem Abwanderungs⸗ 
zwang reſtlos Gebrauch machen wollten, obwohl die deutſche Re⸗ 
gierung wiederholt den beiderſeitigen Verzicht auf dieſes Recht, das 
fie ebenſo den polniſchen Optanten in Deutſchland gegenüber hatte, 
anbot. Erſt als die Gptantenaustreibung im Auguft 1925 zu einem 
internationalen Skandal wurde, ſtellte Polen auf engliſche Inter⸗ 
vention gelegentlich der Verhandlungen in Locarno die weitere Durch⸗ 
führung der Ausweiſungen von OGptanten vorläufig ein, ohne aber 
bis heute auf das Recht hierauf zu verzichten. 

Überhaupt ergriffen die Polen begierig jeden Anlaß und jeden 
Vorwand, um . auszuweiſen. In den Jahren 1925 
und 1924 ſpielten Repreſſalienausweiſungen hierbei eine beſondere 
Rolle. Ob die Repreſſalie begründet war oder nicht, war den Polen 
gleichgültig. Es find Hunderte von Fällen bekannt, in denen die 
Polen unbeſcholtene in Polen anſäſſige Reichsdeutſche, zum Teil eine 
ganze Anzahl deutſcher Paſtoren aus dem Poſenſchen ausgewieſen 
haben, weil in Preußen gerichtlich beſtrafte polniſche Wanderarbeiter 
ausgewieſen worden waren; ja in vielen Fällen wurde die polniſche 
unbegründete Repreſſalie vollſtreckt, während die begründete deutſche 
Ausweiſung gar nicht vollzogen worden war. So wurden beiſpiels⸗ 
weife im Frühjahr 1922 während eines Notenwechſels zwiſchen 
beiden Regierungen wegen Ausweiſung polniſcher Wanderarbeiter 
etwa 200 deutſche Reichsangehörige (Grundbeſitzer, Kaufleute, Ge⸗ 
werbetreibende uſw.) ausgewieſen. Dabei waren gerade in dieſem 
Fall die an ſich zu Recht beſtehenden Ausweiſungen der polniſchen 
Wanderarbeiter von der deutſchen Regierung bereits teilweiſe rück⸗ 
gängig gemacht worden. 

Wo direkte Ausweiſung nicht möglich war, wurde zur anderen 
Mitteln der Verdrängung von Keichsdeutſchen gegriffen. Hierher 
gehört zunächſt die widerrechtliche Enteignung oder Annullation. 
Hiervon wurden 219 deutſche Domänenpächter und etwa 4000 deutſche 
Anſiedler betroffen. Die Rechtswidrigkeit dieſer Enteignung iſt durch 
das Urteil des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag 
vom 25. Mai 1926 feſtgeſtellt worden. Da Polen an die Enteigneten 
zunächſt keinerlei Entſchädigungen bezahlte, waren fie ihrer Exiſtenz⸗ 
baſis beraubt und mußten mit ganz geringen Ausnahmen aus Polen 
abwandern. E 

Ein weiteres Mittel der Derdrängung bildete rigorofe, vielfach 
auch widerrechtliche Liquidation unter völlig unzulänglicher Ent- 
ſchädigung. Polen hat wohl nach Art. 297 b Abf. 2 des Derfailler 
Vertrages das Recht: das Eigentum von Perſonen, die die polniſche 
Staatsangehörigkeit nicht erwerben konnten, zu liquidieren und es 
hat bezeichnenderweiſe bis heute im Gegenſatz zu zahlreichen Signatar⸗ 
mächten des Derfailler Vertrages trotz aller deutſchen Bemühungen 


nicht auf dieſes Recht verzichtet. Übrigens ift dieſe Liquidation zun ⸗ 


* 


mehr auch zu etwa 95 v. B. durchgeführt. Aber Dolen war nach 
dem Derfailler Vertrag, Art. 92 Abf. 4, zur unmittelbaren ange ⸗ 
mefjenen Entſchädigung der Tiquidierten verpflichtet. Wie die pol ⸗ 
Mitte Praxis an Gegenſatz zu dieſer vertraglichen Verpflichtung 
Pelcas ausſieht, geht daraus hervor, daß vor dem Gemiſchten deutſch⸗ 
polniſchen Schiedsgericht etwa 600 Klagen von Liquidierten gegen 
den polniſchen Staat über einen Geſamtbetrag von etwa 
120 Millionen RM. ſchweben. man muß daran erinnern, daß 
Preußen auf Grund des vielerwähnten Enteignungsgeſetzes von 1908 
nur vier Güter im Umfange von 1665 ha enteignet hat; Polen hat 
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dagegen auf Grund dieſer Liquidationsbeſtimmungen 80 Güter und 
etwa 2000 Bauernhöfe im Geſamtumfange von 100 000 ha enteignet. 

Polen hat ſogar eine Reige von Perſonen widerrechtlich liquidiert, 
die de jure polniſche Staatsangehörige waren. 

Ein drittes Mittel der Verdrängung war das Verbot der beruf⸗ 
lichen Betätigung. Durch beſondere Geſetze haben die Polen die Aus- 
übung einer Reihe von Berufen, 3. B. der Arzte, der Apotheker, der 
Spediteure, polniſchen Staatsangehörigen vorbehalten. In vielen 
Einzelfällen wird ferner deutſchen Reichsangehörigen die Konzeſſion 
zur Ausübung beſtimmter Berufe entzogen. Ein Fall dieſer Art aus 
allerneuſter Zeit iſt die Entziehung der Schankkonzeſſion von fieben 
deutſchen Hotelbeſitzern und Gaſtwirten in der Wojewodſchaft Pom⸗ 
merellen, obwohl von amtlicher polniſcher Seite zugegeben wurde, 
daß irgendeine geſetzliche Beſtimmung, die die Ausübung von 
Schankkonzeſſionen an die polniſche Staatsangehörigkeit knüpft, 
nicht beſteht. 

was endlich Oberfchlefien anlangt, jo beſteht der Sinn und 

weck des Genfer Abkommens vom 15. Mai 1922 darin, daß die 

irtſchaftseinzeit von ganz Gberſchleſten aufrechterhalten bleiben 
ſoll; die beiderſeitigen Staatsangehörigen ſollen ſich in beiden Teilen 
Gberſchleſiens ungehemmt betätigen können. Art. 5 dieſes Ab⸗ 
kommens beſtimmt ausdrücklich, daß die berufliche Betätigungs⸗ 
möglichkeit in den beiden Teilen dieſes Gebiets nicht von der Staats- 
angehörigkeit abhängig gemacht werden ſoll; allerdings iſt nur gegen 
Geſetze, die deen Grundſatz zuwiderlaufen, ein Appellations - 
recht an den Dölferbundsrat gegeben. Gegen dieſen Zweck und Sinn 
des Genfer Abkommens hat Polen in größtem Umfange verſtoßen. 
Neben der Ausweiſung oder Nichterneuerung der Aufenthalts- 
erlaubnis werden die verſchiedenſten Preſſtonsmittel angewandt, um 
Stellen Reichsdeutſcher für polniſchen Erſatz frei zu machen: Vor⸗ 
enthaltung von Staatsaufträgen und Staatsbankkredit, willkürliche 
Steuereinſchätzungen auf ein Vielfaches, Zurückziehung ſchon ge⸗ 


währter Steuerſtundungen uſw. Alle dieſe Mittel werden rück⸗ 
ſichtslos angewandt, wenn ſich die einzelnen Verwaltungen nicht 
durch die Entlaſſung reichsdeutſcher (und auch deutſchſtämmiger) 
Direktoren, Beamten und Arbeiter loskaufen. Von den Ausweiſungen 
und der Derfagung weiterer Aufenthaltsgenehmigung werden alle 
Schichten der Bevölkerung, von den leitenden Direktoren der großen 
werke bis zu den einfachen Arbeitern herunter, betroffen. Es ſei an 
die Ausweiſung der Direktoren Eichholz und Heckert, des General 
direktors Schulz und zuletzt der vier Beamten der Kattowiter Kein- 
bahngeſellſchaft erinnert. In dasſelbe Gebiet fällt die Kündigung 
von 51 Knappſchaftsärzten der oberſchleſiſchen Knappſchaft in Tarno⸗ 
witz. Unter dem Schlagwort „Abbau“ wurden die Arzte, die zum 
Teil bis zu 40 Jahren im Dienſte der Knappfchaft ſtanden, einfach 
auf die Straße geſetzt; dagegen wurde kein einziger der dort be⸗ 
ſchäftigten polniſchen Arzte von dem „Abbau“ betroffen. 

Es liegt auf der Hand, daß dieſe planmäßige polniſche Praxis 
einer Entdeutſchung in großem Maßſtabe für Deutſchland nicht 
gleichgültig fein kann, und in dieſem Zuſammenhang iſt es auch zu 
verſtehen, wenn einige Fälle von Ausweiſungen aus Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien den letzten Anſtoß dazu gaben, daß die deutſche Regierung 
der polniſchen Regierung die grundſätzliche Forderung ſtellte, 
wenigſtens den grundloſen Ausweifungen ein Ende zu machen, ehe 
man ein Abkommen über Niederlaſſung ſchließen wolle. Die darauf 
entſtandene Spannung und vorübergehende Unterbrechung der deutſch⸗ 
polniſchen Wirtſchaftsverhandlungen tft durch diplomatiſche Be⸗ 
ſprechungen und die Unterredung der Außenminiſter beider Staaten 
in Genf zunächſt behoben und die Wiederaufnahme der Verhand- 
lungen wieder ermöglicht worden. Für den Fortgang dieſer Der- 
handlungen und die weitere Entwicklung der deutſch⸗polniſchen Be⸗ 
ziehungen überhaupt wird es von weſentlicher Bedeutung ſein, ob 
Polen endlich einmal mit dieſer Entdeutſchungspolitik Schlutz macht. 
Von der Verantwortung vor der Geſchichte für das, was bereits ge» 
ſchehen iſt, wird es freilich dadurch nicht freigeſprochen. 


Ergebniſſe der Genfer Ratstagung. 


Die 44. Tagung des Dölterbundrates ift dramatiſcher ver⸗ 
laufen, als angenommen werden konnte. Schon die Nachricht 
von der italieniſchen Ratifikation der Beſſarabien⸗Konvention 
von 1920, die während der Tagung bekannt wurde, beleuchtete 
blitzartig die großen politiſchen Konflikte zwiſchen Rußland 
und England, die auch trotz Rußlands Abweſenheit von Genf 
auf den Beſprechungen laſteten und einem vor dem Völkerbund⸗ 
rat anhängigen Enteignungskonflikt zwiſchen Rumänien und 
Ungarn eine beſondere politiſche Note verliehen. Im übrigen 
wurde die Verhandlungswoche ausgefüllt mit verhältnismäßig 
untergeordneten Punkten, während in Wirklichkeit um drei 
„deutſche“ Fragen, die Saarfrage, den oberſchleſiſchen Schul⸗ 
konflikt und Danziger Wirtſchaftsfragen bis zum letzten Tage, 
an dem ſie erſt durch Kompromiß geregelt werden konnten, 
gerungen wurde. In der Swiſchenzeit wurde die 5. inter⸗ 
nationale Verkehrskonferenz auf den 25. Auguſt feſtgelegt, die 
Preſſekonferenz des Völkerbundes auf den 24. anberaumt und 
zu ihrem Dorſitzenden der Verleger des „Daily Telegraph“, 
Lord Burnham, ernannt. Mit der Wahl eines Deutſchen zum 
Präfidenten der für den Juli angeſetzten Völkerbundskonferenz 
zur Gründung einer internationalen Kataftrophenhilfe wurde 
der gegenwärtige Ratsvorfiende Dr. Streſemann beauftragt. 
Ferner wurde auf Antrag des Berichtserftatters für Wirt⸗ 
ſchaftsfragen, Reichsminifter Streſemann, beſchloſſen, im Spät⸗ 
herbſt des Jahres eine Konferenz von Regierungsvertretern zur 
Ausarbeitung einer internationalen Konvention behufs Ab⸗ 
ſchaffung der Ein⸗ und Ausfuhrverbote bzw. Beſchränkungen 
einzuberufen und im nächſten Jahre eine internationale Hon⸗ 
ferenz amtlich tätiger Statiſtiker zwecks Dereinheitlichung der 
Wirtſchaftsſtatiſtik abzuhalten. Weiterhin wurde in Ausſicht 
genommen, daß im kommenden Herbft eine außerordentliche 
Tagung des Gpiumausſſchuſſes die Ratifizierung der Opium⸗ 
konvention von 1925 beſchleunigen helfen ſolle. Ein Termin 
für die immer wieder verſchobene Völkerbundskonferenz für 
die private Herftellung von Waffen und Munition wurde aber⸗ 
mals nicht gefunden; wohl aber wurde nunmehr die Angelegen⸗ 
heit ad calendas graecas, nämlich auf die Feit nach Beendigung 
der großen Abrüſtungskonferenz des Völkerbundes vertagt. 
Binfichtlich der Behandlung von Völkerbundsmitgliedern, die 
mit der Zahlung ihrer Beiträge im Rüdftande find, wurde ver⸗ 


einbart, daß ein automatiſcher Ausſchluß aus dem Völkerbund 
wegen derartiger Verſäumniſſe nicht erfolgen könne, da ſo 
draſtiſche Maßnahmen nur bei abſichtlicher Verletzung der 
Paktverpflichtungen in Betracht kommen würden. In der 
Mandatsfrage endlich entſchied der Rat entſprechend der Auf⸗ 
faſſung der Mandatsmächte gegen den Antrag des Mandats- 
ausſchuſſes auf Fulaſſung und Anhörung von Bittſtellern aus 
den Mandatsgebieten: eine Entſcheidung, die zwar voraus- 
zuſehen war, aber mit Rüdficht auf das Selbſtbeſtimmungsrecht 
5 dem der Völkerbund dienen will, bedauert werden 
muß. 

All dieſe Beſprechungen verdeckten indes nur die größeren 
deutſchen Differenzpunkte, um die die Kontrahenten lange Zeit 
nicht einig werden konnten. In der Saarfrage lag es ſo, daß 
fie ſeit Deutſchlands Mitgliedſchaft im Vvölkerbunde mit Kück⸗ 
ſicht auf die Gegenſätzlichkeit der beiderſeitigen Auffaſſungen 
immer wieder vertagt wurde. Das ſchließliche Ergebnis der 
Beſprechungen, die zuletzt in offener Feldſchlacht, aber ohne 
Blutvergießen (wie Briand witzig gejagt haben ſoll), aus- 
gekämpft werden mußten, iſt ſicherlich für das deutſche Intereſſe 
nicht voll befriedigend geweſen. Aber mit Rüdficht auf die 
allgemeine Lage, die (wie Reichsminifter Streſemann in feiner 
Etatsrede ausführte) uns von der Erfüllung des Wunſches nach 
Räumung des Rheinlandes und nach Rückgabe des Saar- 
gebietes eher entfernt hat, muß das Ergebnis als annehmbar 
bezeichnet werden. Zwar iſt die Neuwahl der Regierungs⸗ 
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Das Verlangen nach einem echten und gehali- 
vollen Leben, nach Befreiung von Halbheit und Schein, 
kann nur in einem Selbsiständigwerden der Inner- 
lichkeit Befriedigung finden. 
Rudolf Eucken. 

Es ist so leicht, so unfruchibar, alles zu regieren... 
und sicher zu sein, daß man nie auf die Probe gestellt 
werden kann, selbst zu versuchen, es besser zu machen. 

Bismarck. 
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kommiſſion für das Saargebiet bis zur nächſten Ratstagung 
verſchoben worden, was zur Folge hat, daß der amtsmüde 
Präſident Stevens vorläufig bleibt und der Belgier Lambert, 
der die zuläſſige Amtsperiode ſchon längſt überſchritten hat, 
unter der Zuſage ſeiner baldigen Erſetzung ebenfalls im Amte 
verharrt. Wie ſehr aber eine Neuwahl der Regierungs⸗ 
kommiſſion, die eben noch immer ganz unter franzöſiſchem Ein⸗ 
fluſſe ſteht, notwendig iſt, zeigt der Bericht dieſer Kommiſſion 
über die ſeit Jahren erörterte Frage der Zurückziehung der 
fanzöſiſchen Truppen, der die Durchſetzung des deutſchen Stand⸗ 
punktes erſchwerte, weil er naturgemäß zur Grundlage der Der- 
handlungen gemacht wurde. Ein Fortſchritt iſt es zweifellos, 
daß vom Augenblick des deutſchen Beitritts zum Dölferbunde 
die Notwendigkeit der Zurückziehung der Truppen, die nach 
$ 50 des Saarſtatuts des Verſailler Vertrages rechtswidrig 
find, auf der Gegenſeite erkannt wurde und daß ſchon bei der 
letzten Ratstagung im Dezember dementſprechend Kompen⸗ 
fationen in Vorſchlag gebracht wurden. Die Erledigung der 
großen Fragen der Dezembertagung ließ aber eine Erörterung 
bzw. Löſung dieſer Frage nicht mehr zu. In der Swiſchenzeit 
wappnete ſich die franzöſiſche Partei zur Gegenwehr, indem ſie 
durch die Regierungskommiſſion die Einrichtung eines ſo⸗ 
genannten militäriſchen Bahnſchutzes als möglichen Erſatz für 
die franzöſiſchen Truppen in detaillierterer Form propagierte, 
wobei ſie 800 Mann für dieſen Sweck für erforderlich erklären 
ließ. Die Reichsregierung wollte dieſe Ziffer weſentlich herab⸗ 
geſetzt haben und ſie forderte vor allem, daß dieſer Bahnſchutz 
kein interalliierter, ſondern ein internationaler ſein müſſe. In 
dieſer Frage ſtellten ſich aber auch Vertreter anderer Groß⸗ 
mächte auf den franzöſiſchen Standpunkt, ſo daß nach ſcharfer 
Präziſierung des deutſchen Standpunktes, wie ſie Keichs⸗ 
miniſter Streſemann im Plenum des Rates am letzten Tage 
vor aller Welt wiederholte, ein Kompromiß geſchloſſen werden 
mußte. Danach muß der von der Regierungskommiſſion vor⸗ 
geſchlagene Bahnſchutz innerhalb einer Höchſtfriſt von drei 
Monaten verwirklicht werden, damit in demſelben Zeitraum 
die im Saargebiet ſtationierte Truppe zurückgezogen werden 
kann. Zudem darf der der Regierungskommiſſion unterſtellte 
Bahnſchutz nur unter außergewöhnlichen Umſtänden der Be⸗ 
völkerung gegenüber ſeine Befugniſſe ausüben. Endlich kann 
der Beſtand von 800 Mann, der als Marimalziffer anzuſehen 
iſt, nach dem Ermeſſen der Regierungskommiſſion vermindert 
werden. ; 


An dieſem Kompromiß ift unzweifelhaft die Ausficht auf 
die Zurüdziehung der rechtswidrig im Saargebiet ſtationierten 
franzöſiſchen Truppen innerhalb einer beſtimmten und noch 
dazu kurzen Friſt die erfreulichſte Erſcheinung. Bedenkt man, 
daß dies nur ein halbes Jahr nach dem Beitritt Deutſchlands 
zum Völkerbunde erreicht werden konnte, obwohl der deutſche 
Delegierte wegen dieſer Frage in aller Öffentlichkeit den deut⸗ 
ſchen Standpunkt gegenüber dem franzöſiſchen verfocht, ohne 
damit die Genfer Atmoſphäre zu ſtören oder die deutſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Beziehungen zu trüben, ſo wird man auch auf die 
44. Ratstagung des Völkerbundes trotz mancher Fehlſchläge mit 
Befriedigung blicken können. Hat doch auch dieſe Tagung den 
Beweis erbracht, daß die Mitarbeit Deutſchlands am Völker⸗ 
bunde den deutſchen Intereſſen zuträglicher iſt als ſchmollendes 
und grollendes Fernbleiben, das niemals eine Beſſerung der 
durch den Verſailler Vertrag hervorgerufenen Zuftände er⸗ 

möglicht hätte, während dieſe ſeit Deutſchlands Beitritt zum 

. Dölferbunde offiziell oder privat auf Genfer Boden, wenn nicht 
beſeitigt, ſo doch gemildert oder der Liquidation nähergebracht 
werden können. 


Von den auf der Tagesordnung der letzten Ratstagung 
ſtehenden Fragen hat nächſt der Saarfrage der Schulkonflikt in 
Polniſch⸗Gberſchleſien die meiſte Aufmerkſamkeit 
Dieſem Konflikt lag die Tatſache zugrunde, daß die polniſchen 
Schulbehörden etwa 9000 Anmeldungen von Kindern für die 
deutſchen Minderheitsſchulen nachgeprüft und danach über 
7000 dieſer Anmeldungen zurückgewieſen hatten, obwohl nach 
Art. 151 des Genfer Abkommens über Oberſchleſien die Er⸗ 
klärung der Erziehungsberechtigten weder beſtritten noch nach⸗ 
geprüft werden darf. Die polniſchen Behörden ſtützten ihr Dor- 
gehen vor allem darauf, daß unter dieſen Kindern ein großer 
Teil tatſächlich nicht deutſch ſpreche, und ſie hatten ihre 
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erregt. 


Stellungnahme auch aufrechterhalten, als eine Entſcheidung des 
Präſidenten der Gemiſchten Kommiffion, Calonder, vom 
15. Dezember v. J. die Unrechtmäßigkeit des polniſchen Dor- 
gehens klar feſtgeſtellt hat. Durch die Beſchwerde der deutſchen 
Minderheitenorganiſation, des „Deutſchen Dolfsbundes“ in 
Oberſchleſien, iſt dieſer Streitfall dann vor den Völkerbundsrat 
gebracht worden. 

Das Ergebnis der Verhandlungen iſt ein Kompromiß 
geweſen, bei dem die deutſche Seite ihren Rechtsſtandpunkt voll⸗ 
ſtändig aufrechterhalten und nur aus praktiſchen und pädago- 
giſchen Gründen zugeſtimmt hat, daß unter Mitwirkung eines 
Schweizer Pädagogen in einzelnen Fällen nachgeprüft werden 
darf, ob für die Minderheitenſchulen angemeldete Kinder auch 
hinreichend Deutſch verſtehen. Zu dieſer Verſtändigung hat 
fich Deutſchland insbeſondere mit Rüdficht auf die zur Zeit 
vom Schulbeſuch ausgeſchloſſenen deutſchen Kinder in Ober⸗ 
ſchleſien veranlaßt geſehen, deren größerer Teil nunmehr ſo⸗ 
fort eingeſchult werden ſoll. Weſentlich war ferner, daß die 
deutſchen Vertreter aus Polniſch⸗Gberſchleſien ſelbſt dieſer 
Regelung zuſtimmten, und daß es ſich nur um eine einmalige 
Maßnahme zur Beſeitigung des durch das Verhalten der 
polnifchen Behörden entſtandenen Konflikts handelt. Aus- 
drücklich iſt von deutſcher Seite vorbehalten worden, daß eine 
Klärung der Rechtslage durchgeſetzt werden wird, falls in dieſer 
Hinſicht von polniſcher Seite neuerdings Schwierigkeiten 
bereitet werden ſollten. 

Derhältnismäßig wenig hat ſich die öffentliche Meinung 
mit der Regelung der Danziger Frage in Genf beſchäftigt, ob⸗ 
wohl gerade hier dank der Mitwirkung Deutſchlands im Rat 
eine faſt ausſichtslos erſcheinende Situation noch zugunſten 
Danzigs gewendet wurde. Danzig hatte bereits die Abſetzung 
der Anleihefrage von der Tagesordnung beantragt, und trotz⸗ 
dem iſt es gelungen, die 40-Millionen-Anleihe für Danzig jo 
gut wie ſicherzuſtellen. Danzig braucht dieſe Anleihe, einmal 
zur Abdeckung ſeiner Verbindlichkeiten gegenüber der Repara- 
tionskommiſſion für die Übernahme reichsdeutſchen Staats- 
beſitzes und gegenüber der Botſchafterkonferenz für die Koften 
der interalliierten Beſatzung, ferner zur Verwandlung kurz⸗ 
friſtiger Kredite in eine langfriſtige Anleihe und ſchließlich für 
Wohnungsbau und Schuldzinſendienſt. Die Vermittlung der 
Anleihen war vom Dölferbundsrat von inneren Sparmaß⸗ 
nahmen Danzigs und von einer Verſtändigung Danzigs mit 
Polen in Sollfragen und der Frage des Danziger Tabak- 
monopols abhängig gemacht worden. Während Polen bisher 
zu einer Danzig befriedigenden Einigung in dieſen Punkten 
nicht bereit war, hat es ſich in Genf zu einem hinreichenden 
Entgegenkommen verſtanden. Eine zweite Anleihe von 20 Mil⸗ 
lionen Gulden ſoll der Danziger Hafenausſchuß erhalten, aber 
erſt nach der Anleihe der Freien Stadt. So iſt zu hoffen, daß 
dieſe Anleihen, von der Behebung finanzieller Schwierigkeiten 
abgeſehen, durch einen gewiſſen Kapitalszufluß auf das 
Danziger Wirtſchaftsleben günſtig zurückwirken werden, das 
durch die dauernde wirtſchaftliche Kriſis in Polen ſo ſehr in 
Mitleidenſchaft gezogen iſt. a 

Kleinere Danziger Fragen waren die Beſoldung des hohen 
Kommiſſars in Danzig, die nach wie vor Danzig und Polen zur 
Laſt fallen ſoll, aber nicht erhöht wird und die Kontrolle der 
nicht für Danzig beſtimmten Durchfuhr von Kriegsmaterial, 
wofür proviſoriſch dem hohen Kommiffar die Suſtändigkeit 
übertragen wurde. 

Die Frage der deutſch⸗polniſchen Spannung bei den 
Handelsvertragsverhandlungen bildete zwar keinen Punkt der 
Tagesordnung, aber ſie gehört trotzdem zu den wichtigeren in 
Genf behandelten Fragen. Bei den Unterredungen des deutſchen 
und des polniſchen Außenminiſters ift es gelungen, eine Baſis 
zu finden, die die Wiederaufnahme der unterbrochenen Ver⸗ 
handlungen in der Weiſe ermöglicht, daß zunächſt auf diploma⸗ 
tiſchem Wege die weſentlichen Fragen des Niederlaſſungs⸗ 
rechtes geklärt werden, ohne daß eine Störung dieſer Be⸗ 
ſprechungen durch neue Ausweiſungen zu befürchten iſt. Von 
der Haltung der beiderſeitigen Kabinette wird es abhängen, ob 
dieſer Weg eingeſchlagen werden kann. Auf deutſcher Seite 
ſteht jedenfalls wie bisher der gute Wille außer Zweifel, jede 
ernſthafte Möglichkeit zur Wiederaufnahme der Verhandlungen 
zu ergreifen. 
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Das Gold — ein wiriſchaftlicher und politiſcher Machtfaktor 
in der Welt. 


Don Dr. Walter Ebert, Berlin. 


Die Geſchichte des Goldes iſt uralt. Der Beſitz von Gold 
bedeutete von jeher Macht, und ſo iſt es geblieben bis auf den 
heutigen Tag. Die Urſachen dieſer Macht ſind zunächſt in der 
Seltenheit des Goldes, in ſeiner Beſtändigkeit gegenüber den 
Einflüſſen von Luft und Waſſer, ſeinem Glanz und der leichten 
Verarbeitungsmöglichkeit zu Schmuckgegenſtänden aller Art zu 
ſuchen. In ſehr frühen Seiten, noch vor den Römern und 
Griechen, iſt das Gold, wie durch Funde nachgewieſen worden 
iſt, auch zur Prägung von Münzen verwendet worden. Die 
Verwendung des Goldes als Sahlungsmittel und vor allem als 
Wertmaßſtab für alle übrigen Güter hat infolge feiner metal- 
lifchen Vorzüge im Laufe der Jahrhunderte mehr und mehr an 
Boden gewonnen und dadurch feine Vormachtſtellung ausgedehnt 
und befeſtigt. Das Gold iſt ſelbſt Herr geworden, und feine Ge⸗ 
ſchichte hat den Fluch beſtätigt, der der Sage nach auf ihm ruht. 

Die Entdeckung Amerikas und ſeiner Goldſchätze, vor allem 
in Peru, bildet einen bedeutungsvollen Abſchnitt in der 
Geſchichte des Goldes. Es 
wird in der Folgezeit zu einem 
machtpolitiſchen Faktor erſten 
Ranges. Die Goldſtröme, die 
ſich im 15. und 16. Jahr- 
hundert nach Europa er⸗ 
goſſen, hatten einen ges 
waltigen wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwung zur Folge, der von 
Spanien aus mehr oder we⸗ 
niger alle übrigen Länder, die 
mit dem Golde in Berührung 
kamen, erfaßte. Als die Gold⸗ 
ſtröme aus der Neuen Welt 
verſiegten und überdies Eng⸗ 
land ſich ſeinen Anteil an den 
reichen Gebieten Amerikas 
ſicherte, verlor Spanien mit 
dem Golde ſeine Vormacht⸗ 
ſtellung. Es hat ſie niemals 
wieder zu erringen vermocht. 
England aber verſtand es, die 
Macht des Goldes für ſeine 
immer weiter geſteckten Ziele 
zu benutzen, wobei es in 
kluger Politik dieſe dem Gold 
innewohnende Fauberwirkung 
vermehrte und gleichzeitig 
darauf bedacht war, die Gold⸗ 
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Die Weltproduktion von Gold 1915.1920-25 
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entdeckt, überraſcht werden könnte. Das letztemal war 
dies der Fall, als gelegentlich eines Bahnbaues in der 
kanadiſchen Provinz Ontario im Jahre 1903 ein reiches 
Goldvorkommen entdeckt wurde. Die Ausbeute dieſer neuen 
Fundſtätte iſt von Jahr zu Jahr geſtiegen. Im Jahre 1925 
betrug ihr Wert bereits faſt 140 Millionen Rm. Das 
wichtigſte Produktionsgebiet liegt in Südafrika, in 
Transvaal. Die Vorkommen wurden in den 70er und 
soer Jahren des vorigen Jahrhunderts entdeckt und find von 
bisher unerſchöpfter Ergiebigkeit. Das Gold tritt hier ohne 
die Beimengungen anderer Metalle auf, von geringen Silber- 
vorkommen abgeſehen. Mehr als 50 v. H. der Weltproduktion 
kommen aus dieſem Gebiete, um deſſen Beſitz England lange 
und hartnäckige Kämpfe geführt hat. Die übrigen wich⸗ 
tigen Produktionsgebiete des Goldes ſind, um zunächſt die des 
britiſchen Imperiums vollſtändig zu nennen, Auſtralien 
und Britifh-Indien Die Erzeugung der Der- 
einigten Staaten iſt 
ſeit einer Höchſtausbeute von 
etwa 20 v. H. der Welt⸗ 
produktion im Jahre 1915 er⸗ 
heblich zurückgegangen und be⸗ 
trug 1925 nur noch rund 
15 v. H. der um ein Diertel 
zurückgegangenen Weltproduf- 
tion dieſes Jahres. Damit iſt 
die Reihe der Länder, die 
heute noch Gold in nennens⸗ 
wertem Umfange erzeugen, 
erſchöpft. Mittel⸗ und Süd⸗ 
amerika (Mexiko und Peru) 
treten heute gegenüber den 
genannten Gebieten zurück. 
Europa beſitzt keine Gold⸗ 
vorkommen. Zu erwähnen 
wäre ſchließlich Rußland, das 
über noch nicht genügend er⸗ 
forſchte Lager in Sibirien ver⸗ 
fügt. Der tatſächliche Um⸗ 
fang der Weltpro⸗ 
duktion im Jahre 1915, 
in welchem eine Maximalaus- 
beute erzielt worden iſt, und 
in den Jahren 1920 bis 1925 
iſt in dem nebenſtehenden 
Schaubild verdeutlicht. 
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vorkommen in den ver⸗ 
ſchiedenen Teilen der Erde in ſeine Gewalt zu bekommen. 


Vorkommen und Gewinnung des Goldes. 


Das Gold kommt faſt nur gediegen vor, eingeſprengt in 
Erzen, beſonders in denen des Bleis, des Silbers und 
des Kupfers — das Berggold —; ferner in dem Sand von 
Flüſſen, die goldführende Gebiete durchfließen — das 
ſogenannte Seifen⸗ oder Waſchgold. Seine Gewinnung 
erfolgt durch Derwaſchen des goldhaltigen Sandes und 
Behandlung mit Queckſilber, wobei das Gold eine Der- 
bindung mit dem Queckſilber eingeht. Durch Erhitzen ver⸗ 
dampft das Queckſilber, und man behält das Gold zurück. 
Die Gewinnung des Berggoldes iſt ſchwieriger. Man 
verwendet hierbei verſchiedene Chemikalien, um das Gold und 
das zumeiſt gleichzeitig auftretende Silber von den übrigen 

etallen, deren Erzeugung in vielen Fällen der Hauptzweck 
des Betriebes iſt, zu trennen. Die Scheidung der beiden Edel⸗ 
metalle erfolgt dann noch durch den elektriſchen Strom. Die 
Dorkommen des Goldes auf der Erde find ziem- 
lich genau bekannt, und es iſt unwahrſcheinlich, daß eines 
Tages die Welt von der Nachricht, es ſeien neue große Lager 


Großbritannien, der größte Goldproduzent. 

Es wurde bereits darauf hingewieſen, daß die ergiebigſten 
Goldvorkommen im Bereiche des britiſchen Imperiums 
gelegen ſind. England hat kein Mittel unverſucht gelaſſen, dies 
wertvolle Gut in feine Hand zu bekommen. Es ſah im Golde 
ein wertvolles Mittel, ſeine wirtſchaftliche und politiſche 
Vormachtſtellung zu errichten und zu verteidigen. In welch 
hohem Maße ihm das gelungen iſt, geht aus dem umſeitigen 
oberen Schaubild deutlich hervor, in welchem der Anteil 
der verſchiedenen Länder an der Golderzeu⸗ 
gung im Jahre 1925 miteinander verglichen wird. N 

Die erbitterten Kämpfe um den Beſitz der Goldlager, die 
mit großem Aufwand von Gut und Blut geführt wurden, ſind 
beendet. Großbritannien hat den Sieg davongetragen und ſich 
damit für lange Seit feine wirtſchaftliche Vormachtſtellung 
geſichert. Die Verteilung des Goldes aber iſt unab⸗ 
hängig von dem Beſitz der Goldlager, fie erfolgt nach wirtſchaft⸗ 
lichen Geſetzen. Bei der Frage der Goldverteilung handelt es 
ſich vornehmlich um das wichtige und aktuelle Problem der 
Beziehung des Goldes zur Währung, zur Grganiſation des 
Geldweſens. Hier liegen die Urſprünge all der unheilvollen 
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und, wie wir ſehen werden, auch nutzbringenden Kräfte, deren 
Wirkſamkeit dem gelben Metall ein faſt myſtiſches Anſehen 


verliehen haben. 


Das Gold 
und die Währungen. 


Bis zum Beginn des 
Krieges war die Gold⸗ 
währung in der Welt vor⸗ 
herrfchend. Das Weſen der 
Goldwährung beſteht darin, 
daß die von der Sentralbank 
ausgegebenen Banknoten, die 
geſetzliche Fahlungsmittel find, 
jederzeit gegen eine geſetzlich 
feſtgelegte Goldmenge ein⸗ 
gelöſt werden können. Ob 
dieſe Einlöſung in ge⸗ 
münztem Golde oder 
in ungemünztem Barren⸗ 
gold erfolgt, ſpielt keine 
Rolle. Faſt allgemein war 
jedoch Münzgold im Geld- 
umlauf vertreten. In jedem 
Falle war die Kaufkraft des 
Geldes gleich einer be⸗ 
ſtimmten Menge Gold. Ohne 
Sweifel wurde hierdurch das 
Vertrauen der Banknoten⸗ 
beſitzer zu ihren Noten be⸗ 
feſtigt. Wichtiger aber als 
dieſes Dertrauensmoment war 
eine andere Funktion des 
Goldes. Es diente in erſter 
Linie zur Stabiliſierung der 
Wechſelkurſe, ſpielte alſo eine Rolle, deren Wichtigkeit nach 
den Erlebniſſen der Inflation nicht erſt beſonders begründet 
zu werden braucht. Das Währungsgold wirkte im inter⸗ 
nationalen Sahlungsverkehr 
ausgleichend, es wanderte je 
nach dem Stande der Sah⸗ 
lungsverpflichtungen zwiſchen 
den Ländern hin und her 


Entthronung des Goldes d 


Der Ausbruch des Krieges bewirkte in kurzer Seit eine 


Verteilung der Goldproduktion 1925 


=, Indien 


gewaltige Deränderung. Die 
Mehrzahl der kriegführenden 
und der neutralen Staaten ſah 
ſich zur Abkehr von der Gold⸗ 
währung und zur Einführung 
der Papierwährung gezwun⸗ 
gen. Nichtsdeſtoweniger blieb 
vorerſt die Macht des Goldes 
unverändert. Die Sentral⸗ 
notenbanken waren beſtrebt, 
einen möglichſt großen Gold⸗ 
beſtand zum Schutze der Wäh⸗ 
rung bei ſich anzuſammeln. 
In den europäiſchen Staaten 
wurde der Geldumlauf ſo gut 
wie vollſtändig entgoldet; m. 
a. W., die Goldmünzen wurden 
eingezogen, und Papiergeld 
wurde dafür in Verkehr ge⸗ 
ſetzt. Hiermit war der Weg 
geöffnet für eine Entwicklung, 
welche die Fuſammenballung 
eines großen Teiles des Welt⸗ 
goldvorrates ermöglichte und 
damit das Gold im Laufe 
weniger Jahre beträchtlich 
entwertete. In dem Maße, 
wie die Derjhuldung 
Europas gegenüber 
den Dereinigten Staaten 
wuchs und dieſes Land die 
wirtſchaftliche Vormacht⸗ 
ſtellung an ſich brachte, ſtrömte 


ein unaufhaltſamer Goldſtrom dorthin. Von 1917 bis 1924 
betrug der Nettogoldimport der Vereinigten Staaten faſt 


1,5 Milliarden Dollar. 


und verhinderte ein Steigen 
oder Fallen der Wechſel⸗ Ende 1926 


kurſe über enge Grenzen 
hinaus. Hierdurch wurde ein 
nach Lage der Dinge mög⸗ 
lichſt hohes maß von 
Sicherheit im internationalen 
Waren⸗ und Zahlungsver- 
kehr gewährleiſtet. Dieſe 
Organiſation des Geldweſens 
wurde zuerſt in England 
durchgeführt, und zwar end⸗ 
gültig in den Jahren nach 
Aufhebung der Napoleo⸗ 
niſchen Kontinentalfperre. 
1844 fand ſie ihre klaſſiſche 
Formulierung in dem Peel- 
ſchen Bankgeſetze. Die indu⸗ 
ſtrielle und wirtſchaftliche 
Vormachtſtellung Englands 
beförderte die allgemeine Der- 
breitung der Goldwährung. 


4 Übergang 105 er Übrige 
währung war hauptſächli v 
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Preisfturz des Silbers in der 613 
zweiten Hälfte des vorigen 5 
Jahrhunderts bei den wichtig⸗ 
ſten Wirtſchaftsmächten ab⸗ 
geſchloſſen. Damit wuchs 
auch die wirtſchaftliche und 


politiſche Bedeutung der im Machtbereiche Großbritanniens 


gelegenen Goldvorkommen. 
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Frankreich 
2,98 


eſſenten, 
dem Beiſpiel Englands, 


We verteiltsich der Welgoldvorrat ? 


bend 
84 


ſchätzte man, daß ſich 
etwa die Hälfte des geſamten 
Weltvorrates an Gold, der 
mit rund 56 Milliarden Mark 
errechnet wird, in den Der- 
einigten Staaten befand. Eine 
beträchtliche Preisſteigerung 
ſämtlicher amerikaniſchen Wa⸗ 
ren war die Folge dieſer 
Überjättigung des Landes mit 
Gold, und mit Recht mußte 
befürchtet werden, daß dieſer 
Suſtand auf die Dauer große 
Schädigungen für Wirtſchaft 
und Finanzen nach ſich ziehen 
würde. Doch iſt es dazu nicht 
gekommen. Denn durch die 
Wiederaufrichtung der Gold⸗ 
währung in wichtigen euro⸗ 
päiſchen Ländern trat ein 
Rückſtrom des in Amerika auf- 
gehäuften Geldes ein. Und 
ſo merkwürdig es klingt: dieſe 
Tatſache bedeutete eine Ent⸗ 
laſtung der amerikaniſchen 
Wirtſchaft, die ſich auch auf 
dem Preisniveau auswirkte 
im Sinne einer Verbilligung 
der Waren. Als erfte euro⸗ 
päiſche Macht ſtellte Eng⸗ 
land den Goldſtandard 
ſeiner Währung im Mai 
1925 wieder her, von den 
Vereinigten Staaten durch 
einen Kredit von 500 Mil- 
lionen Dollar unterſtützt. Die 
anderen großen Goldinter⸗ 


Südafrika und Auſtralien, folgten unmittelbar 


und auch Holland hob die den 
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Goldſtandard ſeiner Währung beſchränkenden Geſetze auf in 
der Erwartung, auf dieſem Wege ſeine Intereſſen am Welt⸗ 
handel zu fördern. Jetzt, nach faſt zwei Jahren ſeit dem Erlaß 
der engliſchen Goldſtandard⸗Act, iſt ſchon die Wiedereinführung 
des Goldes als Währungsmetall in der Mehrzahl der Staaten 
erfolgt. Einige wichtige Länder, wie Frankreich und Italien, 
fehlen allerdings noch. Man kann aber bereits von einem 
Siege des Goldes auf der 
ganzen Linie ſprechen. Seine 
Entthronung iſt nur eine 
kurze, vorübergehende Epiſode 
geweſen. 

Nach dieſer hier kurz 
ſkizzierten Entwicklung ſtellt 
ſich die ungefähre Dertei- 
lung des Weltgold⸗ 
vorrats Ende 1926 fo 
dar, wie fie aus vorſeitigem 
Schaubild erſichtlich wird. 

Beim Vergleich der Fahlen 
iſt zu beachten, daß ſie immer 
nur die beiden Hentral⸗ 
notenbanken aus ge⸗ 
wieſenen Goldreſer⸗ 
ven angeben, die allerdings 
angefichts der Entgoldung des 
Geldumlaufs in Europa — 
des Erſatzes des Goldes durch 
Banknoten — dem europäiſchen 
Effektivbeſtand ziemlich nahe⸗ 
kommen dürften. Für die Der- 
einigten Staaten iſt die Gold⸗ 
reſerve des Schatzamts und der 
Beſtand der Bundesreſerve⸗ 
Banken zuſammengezählt. 

Nach der Wiederein⸗ 
ſetzung des Goldes in 
ſeine alte Machtſtel⸗ 
lung in Europa wird auch 
eine weitere Entwertung des 
Goldes kaum zu erwarten ſein, 
um ſo weniger, als Über⸗ 
raſchungen von der Produk⸗ : 
tionsſeite her jo gut wie ausgeſchloſſen find. Ein unſicheres 
Element bildet allerdings der in den Vereinigten Staaten ange⸗ 
ſammelte große Überſchuß an Gold. Es gibt Währungsſachver⸗ 
ſtändige, die daraus für die Zukunft eine weitere langſame Ent- 
wertung des Goldes und ein langſames Anziehen der Warenpreiſe 
für nicht ausgefchloffen halten. Dem ift aber entgegenzuhalten, daß 
auch der Bedarf an Gold im Steigen begriffen iſt. Fur 
Aufrechterhaltung des Goldſtandards werden auch in Zukunft 
manche Länder eine Vergrößerung ihrer Goldreſerve anſtreben. 
Insbeſondere aber iſt Aſien in ſeiner Aufnahmefähigkeit für 


2,5 
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Gold ſchwer einzufchägen. Indien und die übrigen aſiatiſchen 
Gebiete haben ſeit dem Kriege ſehr große Mengen Gold auf⸗ 
geſogen, und ſie ziehen auch heute noch ununterbrochen Gold 
an ſich. 


Das Gold als Fundament der deutſchen Währung. 
Sum Schluß ſei 


noch die Goldreſerve der 
Deutſchen Reichsbank 
im Suſammenhang mit den 
obigen Ausführungen kurz be⸗ 
trachtet. Die Reſerve Ende 1926 
überſchreitet in ihrer Höhe 
annähernd um die Hälfte den 
Beſtand des Jahres 1913, 
wobei allerdings berückſichtigt 
werden muß, daß damals auch 
noch viel Münzgold im Um⸗ 
lauf war. Anderſeits bleibt 
der jetzige Goldbeſtand um 
rund 0, Milliarden hinter 
dem im Jahre 1916 erreichten 
Höchſtſtand zurück. Die Ent ⸗ 
wicklung der Gold⸗ 
reſerve der Deutſchen 
Reichsbank ſeit Kriegs- 


beginn wird aus neben⸗ 
ſtehendem Schaubild er ⸗ 
ſichtlich. 


Der gegenwärtige Gold⸗ 
beſtand iſt eine Garantie für 
die Stabilität der deutſchen 
Währung. Nicht nur die um⸗ 
laufenden Reichsbanknoten, 
fondern auch der geſamte Zah- 
lungsmittelumlauf Deutſch⸗ 
lands iſt zu einem nicht unbe⸗ 
trächtlichen Prozentſatz durch 
Gold gedeckt. Die Deckung der 
umlaufenden Reichsbanknoten 
erreichte Ende Dezember 1925 . 
54,40 v. B., Ende Dezember 
1926 62,92 v. H.; die Gold⸗ 
deckung des geſamten Geld- 
umlaufs betrug Ende Dezember 1925 32,72 v. . und 
Ende Dezember 1926 42,05 v. H. Dabei iſt allerdings zu 
berückſichtigen, daß deckungsfähige Devifen — das find Deviſen, 
die beſtimmte Erforderniſſe des Bankgeſetzes erfüllen — mit zur 
Golddeckung gerechnet wurden. Aus den angeführten Ziffern 
ſehen wir, daß die Goldpolitik der Reichsbank in zäher Aufbau⸗ 
arbeit der deutſchen Währung wieder eine Golddede gegeben 
hat, wie ſie angeſichts der gegenwärtigen, oben geſchilderten 
Lage für die gedeihliche Fortentwicklung der deutſchen 
Geldverhältniſſe notwendig iſt. 


Das Parteienweſen in Oeuiſch⸗Oſierreich. 


Am 24. April finden in Deutſch⸗Gſterreich 
die Wahlen zum Nationalrat ſtatt. 


Verfaſſungsrechtlich beſteht der öſterreichiſche Natio⸗ 
nalrat aus 165 Abgeordneten — unabhängig von der je ⸗ 
weiligen Wahlbeteiligung —, die alle vier Jahre auf Grund 
gebundener Liſten in einem erſten und zweiten Ermittlungs⸗ 
verfahren gewählt werden. Im Unterſchied zu der Stellung 
des Reichstages in der Weimarer Verfaſſung ift der öſter⸗ 
reichiſche Nationalrat die oberſte und letzte Inſtanz ſtaatlicher 
Machtbefugniſſe. Er ernennt reſp. wählt die Regierung. Nur 
er kann über ſeine Auflöſung entſcheiden. Er wählt mit dem 
ſogenannten Bundesrat, den gewählten Vertretern der Länder, 
den Bundespräſidenten und entſcheidet mit ihm über Krieg und 
Frieden. Die öſterreichiſche Bundesverfaſſung kennt auch keine 
Volksbefragung ohne Fuſtimmung des Nationalrates, fo daß 
alle Macht in den Parteien verankert iſt, 


rung ſchwer laſtenden Friedensvertrages. 


Der plötzliche Umſturz in den Jahren 1918/19 fah in Öfter- 
reich ein politiſch 3. T. recht unentwickeltes, vielfach auf ganz 
anderen Gebieten geſchultes Parteienweſen, das erſt allmählich 
in feine Aufgaben hineinwuchs. Die Krifis des Staates war 
in den Monaten des Umſturzes auch eine Kriſis der Parteien. 
Sie, die in der alten Monarchie faſt ausſchließlich auf den 
politiſchen Kampf der Nationalitäten und den freiheitlich⸗kleri⸗ 


kalen Gegenſatz eingeſtellt und einer größeren Verantwortung 


entzogen waren, en nun vor der Aufgabe der Staats- 
bildung und der Durchführung eines auf der Geſamtbevölke⸗ 
Dieſe Tatſache hat 
in den folgenden Jahren die Entwicklung des öſterreichiſchen 
Parteienweſens weſentlich mitbeſtimmt und ihr einen 
Charakter gegeben, der mit der Vergangenheit der einzelnen 
Parteien nur mehr wenig gemein hat und in ſehr vielen Fügen 
auf die Parteikonſtellation im Deutſchen Reiche hinweiſt. 


109 


Der Heimatdienft 


Der bisherige, am 4. März d. J. vor Ablauf der Wahl⸗ 
periode aufgelöſte Nationalrat umfaßte vier Parteien: 


Die chriſtlich⸗ſoziale Regierungspartei, 
die etwa dem Fentrum bzw. der Baperiſchen Volkspartei im 
Deutſchen Reiche entſpricht; 


die ſozialdemokratiſche OGppoſitions⸗ 
partei, die mehr links gerichtet iſt als die entſprechende 
Fraktion im Deutſchen Reichstag; 


die großdeutſche Volkspartei als zweite Re⸗ 
gierungspartei, in Weltanſchauungsfragen der Deutſchen reſp. 
Deutſchnationalen Volkspartei des Deutſchen Reichstages 
ähnlich, aber überwiegend republikaniſch und völkiſch, geſtützt 
auf die ſelbſtändige erwerbstätige Bevölkerung und die aka⸗ 
demiſche Beamtenſchaft; und ſchließlich als vierte Partei den 
der Regierung naheftehenden Landbund, der in enger Ver⸗ 
bindung mit dem deutſchen Reichslandbund ſteht und ſich haupt- 
ſächlich auf die freiheitliche Landbevölkerung ſtützt. Gemein⸗ 
ſam iſt allen dieſen Parteien die poſitive Einſtellung zur An⸗ 
ſchlußfrage, in der ſie ſich höchſtens in der Methodik, nicht aber 
in der prinzipiellen Einſtellung unterſcheiden. Wohl aber 
trennt ſie die innerpolitiſche Auffaſſung in zwei große Lager: 
das bürgerliche und ſozialdemokratiſche; ein Kampfprozeß, der 
etwa ſeit der Genfer Sanierung im Jahre 1922 immer deut⸗ 
lichere Formen angenommen hat. Die Entwicklung des Partei⸗ 
weſens in den letzten Legislaturperioden war durch dieſe Tat- 
ſache beſtimmt und ließ es zeitweiſe als möglich erſcheinen, daß 
Deutfch-Öfterreich zu dem engliſchen Zweiparteienſyſtem über⸗ 
gehe. In manchen Bundesländern gingen die bürgerlichen 
Parteien geſchloſſen mit einer ſogenannten Einheitslifte vor, 
und auch bei der bevorſtehenden Wahl erſcheint es ſo gut wie 
ſicher, daß die beiden Regierungsparteien mit einer gemein⸗ 
ſamen £ifte in den Wahlkampf treten werden. (Allerdings ſoll 
hier nicht unerwähnt bleiben, daß innerhalb des Bürgertums 
da und dort Anzeichen vorhanden ſind, die auf eine, freilich 
wohl erſt in einigen Jahren fällige Umſtellung reſp. Neubildung 
der bürgerlichen Parteien hindeuten.) 


Die Entwicklung der Parteien ſelbſt zeigen folgende 
Sahlen: 


1919 konſt. 
Nationalver. 1921 220 
Chriſtlich⸗Soziale 64 29 82 
e . 70 62 68 
roßdeutfhe . . . . - 6 0 
Landb und = 3 5 
Tichehen. n 1 1 — 
Jüdiſch⸗ National 1 1 — 
Bürg. Arbeitsgemeinſchaft An 1 — 


Von nicht geringer Bedeutung für das deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Parteiweſen und das innerpolitiſche Leben über⸗ 
haupt iſt die Zuſammenſetzung der Landtage der einzelnen 
Bundesſtaaten, bei der innerhalb der Parteien der allerdings 
nur parteipolitiſch begründete Gegenſatz: zentraliſtiſch — föde⸗ 
raliſtiſch eine nicht zu unterſchätzende Rolle ſpielt. Bekannt⸗ 
lich räumt die öſterreichiſche Bundesverfaſſung aus dem 
Jahre 1920 den einzelnen Ländern eine zum Teil recht weit⸗ 
gehende Freiheit ein, die ſich vor allem auf dem Gebiet der Ver⸗ 
waltung und der Geſetzgebung auswirkt. Damit iſt auch für 
die Betätigung der Parteien und Landesparlamenten ein weiter 
Spielraum gegeben. Die bisherigen, gleichzeitig mit dem National⸗ 
rat aufgelöſten Landtage wieſen folgende Parteien auf: 


Nat. 
Soz. 


Slo- 


Zandb. n 


Großd. 


Juden 


Burgenland!) 13 — 7 — — — 

ärnten 9 5 10 1 — 2 
N.⸗Gſterreich 32 6 — — — — 
Salzburg 14 2 1 1 >= hu 
G.“ Gſterreich 38 12 — 
Steiermark 34 4 8 — — — 
Tirol?) . 27 4 — — — — 
Vorarlberg 21 2 2 — — — 
Wien 41 — — — 


i) Sie kroatiſche Minderheit in Burgenland ift durch fünf Abgeordnete, von denen zwei auf der chriſtlich-ſozialen und drei auf der ſozlaldemotratiſchen Lifte 
tanbibierten, vertreten. — ) Ein Mandat hat noch die fogenannte „Oſttiroler Wahlgemeinſchaft“, eine chriſtlich-ſozlale Splitterpartel. 


Die Bedeutung der Gemüſekultur für die Volkswirtſchaft. 


Don Dr. Karl Boshart, Regierungsrat der Bayer. 


Der Umſtand, daß es dem deutſchen Gartenbau bis vor kurzem 
noch an einer ſtarken, zielbewußt arbeitenden Berufsorganiſation 
fehlte, hat es mit ſich gebracht, daß die Bedeutung der garten- 
baulichen Erzeugung innerhalb der geſamten Volkswirtſchaft bisher 
ſelten richtig eingeſchätzt wurde. Dabei ſind die Werte, um die es 
ſich hier handelt, keineswegs gering, wie dies vor allem aus der 
Höhe des deutſchen Derbrauches und der dadurch bedingten Einfuhr 
ausländiſcher Erzeugniſſe hervorgeht. So wurden im Jahre 1925 
nach Abzug der ſehr beſcheidenen Ausfuhr im ganzen für etwas über 
150 Millionen Mark „Küchengewächſe, Gemüſe uſw.“ eingeführt, die 
wohl in der Hauptſache auf friſches Gemüſe entfallen. Von anderen 

gartenbaulichen Erwerbszweigen wie Obſtbau und Blumenzucht ſoll 
im folgenden abgeſehen werden. Während die Einfuhr von Gbſt 
gegenüber der Vorkriegszeit erheblich zurückgegangen iſt, weiſt die 
Gemüſeeinfuhr eine außerordentlich ſtarke Steigerung auf; ihr Wert 
betrug im Jahre 1915 nur 41 Millionen Mark, und noch 1924 
wurden nur für 46 Millionen Mark friſches Gemüſe eingeführt. 


Die Einfuhr verteilt ſich auf folgende Früchte: Gurken, 
Melonen und Kürbiffe (in der weit überwiegenden ZHauptmaſſe wohl 
Gurken) wurden 1925 für nicht weniger als 40 Millionen Mark ein ⸗ 
geführt, Blumenkohl für 25 Millionen (1924: 11 Millionen, 1915: 
8 Millionen), Tomaten für 21 Millionen, Zwiebeln für 10,5 Mil- 
lionen N 9,5 Millionen, 1915: 4 Millionen), Rotkohl 5,5 Mil⸗ 
lionen (1924: 2,2 Millionen, 1913: 1 Million). Bei Weißkohl hat 
in der Vorkriegszeit die Ausfuhr aus Deutſchland die Einfuhr über- 
troffen, heute weiſt auch Weißkohl einen Einfuhrüberſchuß in der 
Höhe von einer halben Million Mark auf. Für das Jahr 1926 
liegen die das geſamte Jahr umfaſſenden Fahlen noch nicht vor. 
Soweit man aus den Zahlen der Monate Januar bis November 
ſchließen darf, iſt die Einfuhr im allgemeinen gegenüber 1925 
zurückgegangen, ohne aber allzu ſtark herabzuſinken. So wurde 
Rotkohl in den erſten elf Monaten des Jahres 1926 für faſt 4 Mil- 
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lionen Mark eingeführt, Weißkohl für 1,6 Millionen und Zwiebeln 
für 10,4 Millionen, Mengen, die denen des Jahres 1925 nicht nach⸗ 
ſtehen. Die Luxusgemüſe dagegen, wie Gurken, Tomaten und 
Blumenkohl weiſen einen nicht unerheblichen Rückgang auf. An 
Gurken, Kürbiffen und Melonen wurden in dem genannten Zeit- 
abſchnitt für etwas mehr als 17 Millionen Mark eingeführt, 
Tomaten für 18,2 Millionen und Blumenkohl für 1s Millionen; 
die ſtarke Verminderung der Einfuhr an Gurken mag zum Teil auch 
durch die ungünſtige Witterung des Jahres, die die Erzeugung ſtark 
beeinträchtigte, verurſacht worden ſein. Die Lieferländer ſind 
in der Vorkriegszeit und heute dieſelben geblieben. Etwa die Hälfte 
der Einfuhr ſtammte dem Geldwerte nach ſowohl 1915 ſowie 1925 
aus Holland, von wo unſere geſamte Einfuhr an Rotkohl, aber 
auch Blumenkohl, Gurken und Zwiebeln kommen, ein Viertel entfällt 
auf Italien, das Blumenkohl, Gurken, Zwiebeln und Tomaten 
liefert, der Reſt verteilt ſich auf Spanien (Tomaten), Ungarn 
(Gurken und Zwiebeln), Frankreich und Belgien (Blumenkohl) 
ſowie Agypten (Zwiebeln). Die große Bedeutung dieſes aus- 
gedehnten Gemüſehandels hat ſich auch in den Verhandlungen beim 
Abſchließen von Handelsverträgen in den letzten Jahren gezeigt, und vor 
allem Länder mit einer ſo hohen Gemüſeausfuhr wie Holland und Italien 
müſſen im Intereſſe ihrer Volkswirtſchaft ſorgſam darüber wachen, 
daß ihnen möglichſt reiche ausländiſche Abſatzmärkte ſtets offen 
bleiben. Nach amtlichen holländifchen Angaben führt Holland all» 
jährlich ziemlich genau ein Drittel ſeiner geſamten Gemüſeerzeugung 
ins Ausland aus (vor allem nach Deutſchland und England). 


Für Deutſchland ergibt ſich nun die Frage: Soll man ſich einfach 
mit der Feſtſtellung dieſes geſteigerten Gemüſeverbrauches begnügen, 
oder ſoll man den Verbrauch und damit die Einfuhr zu hemmen 
verſuchen, oder wäre anzuſtreben, die Einfuhr durch erhöhte heimiſche 
Produktion wenigſtens zum Teil einzufchränten? 


Der Heimatdienft 
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Was die Steigerung des Gemüſeverbrauches betrifft, ſo 
iſt fie im Hinblick auf eine geſunde Ernährung unſeres Volkes und 
vor allem der Großſtadtbevölkerung, die hier in erſter Linie in 
Betracht kommt, nur zu begrüßen. Die ſtarke Zunahme des Fleiſch⸗ 
verbrauches in der Vorkriegszeit hatte ſchon vor Jahren die Arzte⸗ 
ſchaft mobil gemacht und für eine Erhöhung der Gemüſekoſt ein⸗ 
treten laſſen; werden doch eine ganze Anzahl von Krankheiten, wie 
Blinddarmentzündung, Krebs und Arterienverkalkung offenbar ſtark 
begünſtigt durch einſeitige Fleiſchnahrung. Auch unſere Kenntniſſe 
von der Bedeutung der Mineralſalze, die im Gemüſe reichlich vor ⸗ 
handen find, und von dem Werte, den die Vitamine für unſere 
geſamte Lebenstätigkeit beſitzen, ſind durch zahlreiche neuere Arbeiten 
weſentlich erweitert worden. Auch als diätetiſche Koſt hat ſich 
Gemüſe, vor allem Karotten, ſehr gut bewährt, und insbefondere 
bei der Ernährung von Säuglingen, die infolge von Erkrankung 
die Annahme von Milch verweigern, hat man mit Karotten, Tomaten- 
ſaft und ähnlicher Gemüſekoſt glänzende Erfolge erzielt. Eine Ein⸗ 
ſchränkung des Gemüſeverbrauches wäre darum ſicher nicht erwünſcht. 

Dagegen ließe ſich die deutſche Produktion noch be⸗ 
trächtlich ſteigern, und ihre Ausdehnung wäre aus verſchiedenen 
Gründen wertvoll. Ein Land wie Deutſchland, das an Üüber⸗ 
bevölkerung „leidet“, müßte mit allen Kräften danach trachten, 
überall der intenfivften Arbeitsweiſe den Vorzug zu geben. Nun 
tft, abgeſehen von der Blumenzucht, der Gemüſebau die bei weitem 
intenſivſte Form der Bodenbewirtſchaftung. Infolge der außer⸗ 
ordentlich mühſamen Art der Anzucht und Pflege werden nicht nur 
Produkte von weſentlich höherem Geldwerte erzielt als bei land⸗ 
wirtſchaftlicher Kultur, ſondern auch die Menge an menſchlichen 
Nährſtoffen, die im Gemüſebau aus dem Boden geholt werden, 
übertreffen diejenigen, die auf der gleichen Fläche beim landwirt⸗ 
ſchaftlichen Ackerbau (von der in dieſer Hinſicht viel extenſiveren 
Viehzucht ſoll hier abgeſehen werden) gewonnen werden. Bei einer 
guten Weizenernte werden (als Weizenmehl) auf einer Fläche von 
100 qm Land rund 55 000 für den Menſchen verwertbare Kalorien 
gewonnen, beim Kartoffelbau 155 000; ebenſoviel werden bei einer 
guten Blaufraut- und Weißkrauternte auf Gartenland erzeugt, 
während Gelbe Rüben ſchon auf Ackerland höhere Kalorienmengen 
liefern, auf gutem Gartenboden aber bis über 250 000 ver- 
wertbare Kalorien bringen. weit zurück bleiben dem⸗ 
gegenüber Grüne Erbſen und Bohnen, die aber immer noch 
ebenſo viele Wärmeeinheiten bringen als der Anbau von 
Getreide. In allen Fällen ſind hierbei die Abfälle, die der tieriſchen 
Ernährung zugeführt werden, nicht berückſichtigt worden; auch hier 
liefert aber Kohl wohl weitere größere Futtermengen als Getreide 
und Kartoffeln. Ebenfo ift davon abgeſehen worden, daß im Garten⸗ 
bau von einer Fläche im Jahre nicht nur eine Ernte, ſondern meiſt 
zwei bis drei Ernten gemacht werden. 


Dieſe intenſive Art des Pflanzenbaues, wie fie der Gärtner aus» 
übt, ermöglicht es auch, auf kleinen Flächen bereits ſelbſtändige Be⸗ 
triebe zu erhalten. In einem Lande mit vorwiegend bäuerlicher 
Landwirtſchaft wie Bayern beſitzen 85 v. g. der landwirtſchaftlichen 
Betriebe über 5 ha Land und nur 17 v. ). bleiben darunter; zu 
dieſen gehören wohl zum großen Teil die Kleinbetriebe in Unter⸗ 
franken und der Rheinpfalz, die Weinbau oder andere hochwertige 
Spezialkulturen betreiben. Im Gartenbau dagegen iſt in ganz 
Deutſchland die Betriebsgröße in der Mehrzahl der Fälle geringer 
als I ha. In Gegenden mit Feldgemüſebau, wo außer dem 
Gemüſebau auch etwas Landwirtſchaft betrieben wird, wie dies vor 
allem eine beſcheidene eigene Viehhaltung verlangt, wie z. B. im 
Gemüſebaugebiete von Bamberg, beträgt die Größe der einzelnen 
Betriebe meiſt I—2 ha, in den Dierlanden bei Hamburg meiſt 
ebenfalls unter 2 ha, und auch in Holland wirtſchaften zwei Drittel 
der Gemüſebauern in Betrieben mit weniger als 2 ha Land. Dabei 
leben aber von dem Ertrage einer ſo kleinen Fläche oft nicht nur 
die Familie des Beſitzers, ſondern auch noch Gehilfen und weibliche 
Hilfskräfte, gewiß ein deutlicher Beweis für die Möglichkeit der 
dichten Beſiedelung, die der Gartenbau bietet. Gerade aus dieſem 
Grunde müßte auch der heimiſche Gemüſebau, wo die Derhältniffe 
von Klima und Boden es zulaſſen, nach Möglichkeit gefördert werden. 

Eine ſolche Förderung mag ſich vielleicht durch Schutzzölle, wie 
ſie zur Zeit beſtehen, erreichen laſſen; die Hauptarbeit aber würde 
darin beſtehen, den deutſchen Gemüſebau techniſch zu heben und 
ihn vor allem in bezug auf die Qualität der Ware und ihre markt⸗ 
fähige Sortierung auf die gleiche Höhe zu bringen, die der holländiſche 
Gemüſebau heute ſchon beſitzt. Höchſtmögliche Steigerung der Ernte- 
erträge durch Anwendung unſerer heutigen wiſſenſchaftlichen und 
techniſchen Kenntniffe (Düngung, Sortenzucht, Anwendung von 
Maſchinen uſw.) und forgfältige Bekämpfung von Krankheiten der 
Pflanzen werden ſich vor allem durch Fuſammenarbeiten der 
gärtneriſchen Praxis mit der Wiſſenſchaft erreichen laſſen. Die Auf ⸗ 
bereitung und ihr zweckmäßiger Abſatz dagegen müſſen durch enges 
Suſammenarbeiten vom Produzenten und Großhandel geregelt 
werden; auch hierin kann Holland als Vorbild dienen. Wichtig 
wäre es fernerhin auch, daß durch die Reichseiſenbahnverwaltung 
möglichſt günſtige Transportmöglichkeiten geſchaffen werden, und 
daß ähnlich wie in Italien und Holland beſondere Wagen eingeführt 
werden, die für den Derfand von friſchem Gemüſe eingerichtet und 
jo gebaut find, daß während des Verſandes die friſche Ware gegen 
Verderben geſchützt iſt und möglichſt geringe Derlufte erleidet. Wird 
dieſes Fiel einer möglichſt weitgehenden Selbſtverſorgung tatkräftig 
angeſtrebt, dann laſſen ſich die bisherigen hohen Einfuhrzahlen ſicher 
nicht unweſentlich verringern, und zugleich kann auch der deutſche 
Boden einer größeren Anzahl ſelbſtändiger Familien Heimat und 
Arbeitsmöglichkeit geben. 


—— Aur Zeitgeſchichöie 


Die Ziele der Wohnungspolitik. 


Die von der Reichsregierung angeordnete Erhöhung der geſetz⸗ 
lichen Miete um 10 v. F. der Friedensmiete zum 1. April und um 
weitere 10 v. H. zum 1. Oktober d. J. hat zu einer lebhaften 
Erörterung der ganzen Wohnungsfrage in der Öffentlichkeit und im 
Parlament geführt. Zum Derftändnis der neueſten Maßnahmen 
auf wohnungspolitifchem Gebiet wird es dienen, die Endziele der 
Wohnungspolitik wenigſtens in großen Zügen klarzuſtellen. 

Das Hauptziel muß die Beendigung der Wohnungs⸗ 
not ſein. Wenn auch die Schätzungen über die Sahl der 
fehlenden Wohnungen außerordentlich ſchwanken, ſo wird 
doch immer mehr anerkannt, daß die von der Reichsregierung 
angenommene Fahl von mindeſtens 600 000 fehlenden Wohnungen 
annähernd richtig iſt. Hierzu tritt noch ein jährlicher Mehr ⸗ 
bedarf von rund 170000 Wohnungen, Genauere Unterlagen 
wird die für den Mai d. J. in Ausſicht genommene Reichs ⸗ 
wohnungszählung geben, mit der gleichzeitig auch eine 
Feſtſtellung der Wohnungjuchenden verbunden werden ſoll. 

Su einer möglichſt raſchen Deckung des Fehlbedarfs an 
Wohnungen und des jährlichen Neubedarfs iſt der Wohnungsbau 
mit allen Mitteln zu fördern. Die größte Nachfrage beſteht ſchon 
jetzt nach mittleren und kleineren Wohnungen. Es iſt 
anzunehmen, daß dieſe Nachfrage ſich mit den kommenden Miet⸗ 
erhöhungen noch verſtärken wird. Es werden einmal Inhaber 
teurer großer Wohnungen ihre Wohnung aufgeben und verſuchen 
eine kleinere zu erhalten; es werden aber auch ferner zahlreiche 
wohnungsloſe Familien einſehen müſſen, daß fie nur zur Bezahlung 
der Miete für eine kleinere Wohnung in der Lage ſind, und ſie 
werden daher den Kreis der Bewerber um eine derartige Wohnung 
vergrößern. die Herftellung von kleineren Wob⸗ 
nungen mit Mieten, die auch für die minderbemittelten Ne 
der Bevölkerung tragbar find, muß daher das Ziel der Baupolitik 


ſein. Da eine Bautätigkeit lediglich mit Privatkapital noch nicht 
möglich iſt, müſſen öffentliche Mittel in genügendem Umfange bereit⸗ 
geſtellt werden. Zu dieſem Zwecke wird bereits ein nicht unerheb- 
licher Teil der Hauszinsiteuer — in Preußen 20 v. H. der Friedens⸗ 
miete — in Anſpruch genommen. Es wäre erwünſcht, wenn ein 
Teil der neuen Mieterhöhungen dem Wohnungsbau zugeführt würde. 

Ein weiteres Fiel — allerdings erſt auf ſpätere Sicht — wird 
die Beendigung der Wohnungszwangswirtſchaft ſein 
müſſen. Dieſe iſt von vornherein nur als eine durch die Wohnungs⸗ 
not erforderlich gewordene vorübergehende Regelung gedacht ge⸗ 
weſen. Es iſt nicht möglich, dauernd durch geſetzlichen Eingriff den 
Preis für die Wohnung weſentlich unter der durch wirtſchaftliche 
Derhältniffe bedingten allgemeinen Preislage zu halten. Liegt der 
Mietpreis in Altbauten doch jetzt noch etwa 35—40 v. H. unter dem 
allgemeinen Preisniveau. Vorausſetzung für die Aufhebung der 
Swangswirtſchaft iſt aber einmal ein genügendes Angebot 
an Wohnungen — dieſe Dorausfegung muß durch die Bautätigkeit 
geſchaffen werden — und ferner eine Annäherung der 
geſetzlichen Miete und der Neubaumiete. Eine Auf- 
hebung der Swangswirtſchaft in einem Zeitpunkt, in dem die geſetz⸗ 
liche Miete noch erheblich unter den Koſten der allgemeinen Lebens⸗ 
unterhaltung und den Neubaumieten liegt, müßte zu ſchweren 
wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Erſchütterungen führen. 
Das Siel iſt daher die Annäherung der Alt⸗ und Neubaumieten. 
Hierbei tft ſelbſtverſtändlich nicht nur an eine Erhöhung der Alt- 
miete zu denken, ſondern es muß auch mit allen Mitteln verſucht 
werden, die Miete in Neubauten zu ſenken. Für die Neubaumiete 
iſt die Höhe des SFinsſatzes der Hypotheken von weſentlicher Be⸗ 
deutung. Es muß daher eine Senkung dieſes zur Seit noch recht 
hohen Satzes angeſtrebt werden. Gleichzeitig muß verſucht werden, 
eine Verbilligung der eigentlichen Baukoſten zu erreichen. Hierzu 
kann eine Typiſierung und Normierung der Bauformen ſowie eine 
Rationalifierung der Baumethoden beitragen. 
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Der Wohnungsbau kann zur Zeit nur finanziert werden, 
wenn auch Fuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln gegeben werden. 
Es muß angeſtrebt werden, daß auch das Privatkapital ſich dem 
Wohnungsbau wieder in größerem Umfange zuwendet. Voraus- 
ſetzung hierfür iſt, daß die Anlage von Kapital in Neubauten eine 
ſichere Rentabilität bietet. Dieſe wiederum hängt von dem Der- 
kehrswert der Neubauten ab, der durch die allgemeine Miethöhe 
beſtimmt wird. Eine ſichere Beſtimmung des Derkehrswertes iſt 
nur möglich, wenn die geſetzliche Miete des Altwohnungsraums 
einigermaßen den allgemeinen wirtſchaftlichen Bedingungen ent⸗ 
ſpricht, d. h. der wirtſchaftlich erforderlichen Miete ſich genähert hat. 

Wann die dargeſtellten Ziele erreicht ſein werden, läßt ſich im 
gegenwärtigen Zeitpunkt auch nicht annähernd vorausſehen. Bisher 
iſt es nur in den letzten beiden Jahren gelungen, durch die Bau⸗ 
tätigkeit nicht nur den jährlichen Neubedarf zu decken, ſondern auch 
den Fehlbetrag um etwas zu verringern. Es iſt zu hoffen, daß in 
dieſem Jahre eine ſtärkere Bautätigkeit durchführbar ſein wird. In 
jedem Falle iſt damit zu rechnen, daß noch eine Reihe von Jahren 
vergehen wird, bis die Wohnungsnot als überwunden gelten kann. 

Ob.⸗Reg.⸗Rat Dr. Ebel. 


Die Zunahme der überſeeiſchen Auswanderung. 
Der Umfang der Auswanderung nach Tiberfee iſt in hohem 
Maße abhängig von den wirtſchaftlichen Derhältniffen in Deutſch⸗ 
land. In einer Doltswirtfchaft, die ja in auffteigender Entwid- 
lung befindet, in der Handel, Gewerbe und Ackerbau blühen und 
Bedarf an Arbeitskräften vorhanden iſt, werden erheblich weniger 
Menſchen Neigung zur Auswanderung zeigen als in einer Volks⸗ 
wirtſchaft, die ſich in kritiſcher Lage befindet, und deren Einzelzweige 
einen ſchwierigen Umſtellungsprozeß durchzumachen haben. Es ent⸗ 


Die deutsche überseeische 
Auswanderung 


einst und jetzt : 
Deutsche Auswanderer im ganzen 


1923 19% 193 
Deutsche Auswanderer auf 100000 Einwohner 


1018 1925 1924 1025 1926 


ſprach der aufſteigenden Entwicklung des deutſchen Wirtſchaftslebens 
in der Vorkriegszeit, daß die Fahl der Deutſchen, die ihr Vaterland 
verließen, um ihr Glück jenſeits des Weltmeeres zu ſuchen, ver⸗ 
hältnismäßig gering war. So entfielen im Jahr 1915 auf je 
100 000 Einwohner nur 39 Auswanderer. In den Jahren nach dem 
Kriege iſt in der deutſchen überſeeiſchen Auswanderung ein grund- 
ſätzlicher Wandel eingetreten, den das beigegebene Schaubild ver- 
anſchaulicht. Beſonders auffällig iſt in dieſer Beziehung das Jahr 
der deutſchen Währungskataſtrophe: 1925 wanderten, auf je 
100 000 Einwohner berechnet, nicht weniger als 187 Deutſche nach 
Überſee. Die Stabiliſierung der Währung und die damit zuſammen⸗ 
hängende allmähliche Beruhigung des deutſchen Wirtſchaftslebens 
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hat dann nicht unweſentlich dazu beigetragen, daß der Strom der 
Auswanderer in den folgenden Jahren im Dergleih zu 1925 
abebbte. Aber immerhin zeigt ſich ſeit 1924 wiederum deutlich ein 
langſames Anſteigen der Auswanderungsziffer. Während 1924 ſich 
die Fahl der deutſchen Auswanderer auf je 100 000 Einwohner auf 
94 belief, erreichte fie 1925 den Stand von 97 und 1926 den von 103. 


Die Ratifizierung des Abkommens über Beſſarabien 
durch die italieniſche Regierung. 


Als Belohnung für ſeine Teilnahme am Weltkriege auf der 


Seite der Alliierten erhielt Rumänien u. a. auch Beſſarabien, das 


bekanntlich wiederholt der Zankapfel zwiſchen dieſem Lande und 
Rußland geweſen if. Da Rußland, als Beſſarabien von ihm 
abgetrennt wurde, angeblich keine verhandlungsfähige Regierung 
beſaß, der die Anerkennung der neuen Gebietsregelung hätte auf⸗ 
gezwungen werden können, wurde es durch einen Machtſpruch der 
Hauptalliierten Rumänien zugeſprochen. Dieſe ſchloſſen, um ihren 
Beſchluß gewiſſermaßen zu legalifieren, am 28. Oktober 1920 in 
Paris mit Rumänien einen Dertrag ab, deſſen weſentliche Be⸗ 
ſtimmung die iſt, daß die Großmächte Rumänien den Beſitz 
Beſſarabiens garantieren. Der Vertrag ſieht aber in großmütiger 
weiſe vor, daß Rußland, ſobald es wieder eine vertragsfähige 
Regierung hat, eingeladen werden wird, dem Vertrag beizutreten. 
Dieſes Abkommen, das unter dem Namen „Beſſarabiſches Protokoll“ 
bekannt iſt, tritt aber beſtimmungsgemäß erſt dann in Kraft, wenn 
es von den beteiligten Hauptmächten ratifiziert worden iſt. Bis vor 
kurzem hatten nur England und Frankreich die Ratifizierung 


vollzogen. 


Nunmehr wurde während der letzten Dölferbundtagung die 
Ratifizierung des beſſarabiſchen Protokolls auch durch Italien 
bekanntgegeben. Man hat verſchiedentlich darauf hingewieſen, daß 
Italien zu dieſem Schritt durch die engliſche Politik bewogen 
worden ſei, die darauf bedacht ſei, eine möglichſt lückenloſe Front 
gegen Rußland herzuſtellen. Aber man geht doch fehl, wenn man 
das italieniſche Vorgehen direkt auf engliſche Initiative zurückführt. 
Man darf nicht vergeſſen, daß Italien, wenn es auch vielfach in der 
Balkanpolitik mit England zuſammengeht, in erſter Linie ſeine 
eigene politik macht; und dieſe hat es zweifellos wünſchenswert 
erſcheinen laſſen, die Ratifizierung des beſſarabiſchen Vertrages vor- 
zunehmen. Italien verfolgt auf dem Balkan große Ziele. Es 
ſtrebt dort die Führerſchaft an. Auch ſeine Beſtrebungen, die auf 
eine Iſolierung Jugoslawiens abzielen, find, genau genommen, 
nichts anderes als eine Etappe auf dieſem Wege. Den Erfolg macht 
ihm aber Frankreich ſtreitig, das in der Kleinen Entente ein 
willfähriges Werkzeug feiner Politik beſitzt. Um Italien zu ver⸗ 
drängen, muß es die Kleine Entente zerſchlagen. Su dieſem Sweck 
ſetzt es am beſten den Hebel in Rumänien an, das ja durch feine 
beſonderen Intereſſen, insbeſondere Rußland gegenüber, ſchon 
immer ein nicht ſehr zuverläſſiges Mitglied war. Die Ratifizierung 
durch Italien iſt alſo nicht in erſter Linie auf den engliſch⸗ 
ruſſiſchen Gegenſatz, ſondern vielmehr auf die franzöſiſch⸗ 
italieniſche Rivalität zurückzuführen, denn durch dieſe werden große 
ſpezifiſch italieniſche Intereſſen berührt. 

Die Ratifizierung des beſſarabiſchen Protokolls durch Italien 
ändert allerdings vorläufig nichts an der bisherigen Sachlage, 
denn es tritt, wie Chamberlain auf eine Anfrage im Unterhauſe aus- 
drücklich erklärte, erſt in Kraft, wenn die Katifikationsurkunden 
ausgetauſcht find und der Vertrag beim Sekretariat des Völker- 
bundes regiſtriert iſt. Ferner ſteht noch die Ratifizierung durch 
Japan aus. Man hat bisher immer angenommen, daß die 
Ratifizierung durch drei Hauptmächte genüge, um den Vertrag 
wirkſam zu machen. Dieſe Annahme findet in dem Vertrag jedoch 
keine Stütze. Es iſt alſo tatſächlich auch die japaniſche Ratifizierung 
notwendig. Soviel aber bekannt iſt, wird Japan auf die Dauer 
keine Schwierigkeiten machen. Es hat erklärt, daß es die 
Ratifizierung des beſſarabiſchen Protokolls als eine europäiſche 
Angelegenheit betrachte, daß es fie aber auch vornehmen werde, 
wenn fie durch die europäiſchen Hauptmächte erfolgt ſei. Japan 
wird vielleicht aus Rückſicht auf Rußland die Ratifizierung vor ⸗ 
läufig noch hinausſchieben; daß es aber das Abkommen über kurz 
oder lang doch ratifizieren wird, iſt zweifellos. 

Aber ſelbſt dann, wenn der Vertrag in Wirkſamkeit getreten iſt, 
erfährt die politiſche Lage keine Veränderung, insbeſondere nicht das 
ruſſiſch⸗rumäniſche Verhältnis. Wie die Dinge zur Seit liegen, 
wird den Rumänen der Beſitz Beſſarabiens durch die Ruſſen 
effektiv nicht ſtrittig gemacht, denn Rußland kann ſich heute unter 
keinen Umſtänden wegen Beſſarabien in einen Krieg mit Rumänien 
einlaſſen. Daran ändert ſich auch nichts, wenn das beſſarabiſche 
Abkommen in Wirkſamkeit getreten iſt. Andererſeits werden auch 
die Ruſſen nach der Ratifizierung des Abkommens niemals auf 
Beſſarabien verzichten. Ob ſie ihren Rechtsanſprüchen jemals 
praktiſche Geltung verſchaffen werden, wird von der Entwicklung 
der politiſchen Derhältniffe abhängen. Es iſt denkbar, daß dieſe 
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einmal eine Lage ſchaffen können, in der auch das beſſarabiſche 
Protokoll für Rumänien wertlos iſt. 

Die Ratifizierung bedeutet für Rumänien zweifellos einen 
großen N Erfolg, der insbeſondere ſich auch innerpolitiſch 
auswirken wird, indem er die Stellung der Regierung Averescu ſehr 
befeſtigt. Die eigentliche weltpolitiſche Bedeutung dieſes Ereigniſſes 
liegt aber darin, daß Italien damit einen großen Schritt vorwärts 
auf dem Wege ſeiner Balkanpolitik getan hat. 


Der Sarantievertrag zwiſchen Leltland und der 
Sowjet-Union. 


In Ofteuropa geht ſchon ſeit Jahren ein diplomatiſcher Kampf 
um die Gruppierung der einzelnen Staaten in ihrem Verhältnis 
zueinander vor ſich. In dieſem Kampf führt auf der einen Seite 
Ber das eine engere Verbindung der ſogenannten ruſſiſchen 

andſtaaten anſtrebt, die ihm naturgemäß eine überragende Stellung 
innerhalb der Randftaaten verſchaffen und mindeſtens mittelbar 
gegen die Sowjet-Union gerichtet ſein würde. Demgegenüber iſt es 
das Beſtreben der Sowjet-Union, mit den einzelnen Randſtaaten 
Derträge abzuschließen, die ausſchließen follen, daß dieſe Rand ⸗ 
ſtaaten ſich irgendwie in eine Rußland feindliche Staatengruppierung 
einbeziehen laſſen. 5 

Der Erfolg in dieſem . Kampf iſt bisher auf der 
ruſſiſchen Seite geweſen. der alte polnifch-litauifche Gegenſatz 
ermöglichte Moskau im vorigen Jahre den Abſchluß des Garantie⸗ 
vertrages mit Litauen und dieſem iſt vor kurzem die vorläufige 
Paraphierung eines Garantievertrages mit Lettland gefolgt. Ju 
dem Fortſchreiten der Verhandlungen mit Lettland hat einerfeits 
der Regierungswechſel in Lettland beigetragen, andererſeits ein 
weitergehendes Entgegenkommen auf ruſſiſcher Seite, das auf dem 
Wunſche beruht, einen Schachzug gegen die in Moskau an⸗ 
genommene engliſche Einkreiſungspolitik zu tun. Die Somjet- 
regierung iſt in ihrem Entgegenkommen ſo weit gegangen, daß ſie 
in Abweichung von ihrer bisherigen Haltung ſich in dem Entwurf 
des lettiſchen Vertrages mit der Einrichtung einer Schiedsinſtanz 
unter neutralem Vorſitz einverſtanden erklärt hat. 5 

Mit der Paraphierung iſt der Vertrag zwiſchen der Sowjet⸗ 
Union und Lettland noch nicht perfekt. Es fehlt u. a. auch noch 
die Formulierung der Vorbehalte Lettlands auf Grund feiner Zu⸗ 
gehörigkeit zum Völkerbund. Allerdings ſpricht die Wahrſchein⸗ 
lichkeit dafür, daß die Paraphierung des Vertrages auch zum end⸗ 
gültigen Abſchluß führen wird. Damit würde vorausſichtlich auch 
Eſtland früher oder fpäter ſich dem Abſchluß eines entſprechenden 
Vertrages nicht entziehen können. Von deutſchem Standpunkt aus 
kann dieſe Entwicklung nur begrüßt werden, da fie in Oſteuropa 

riedensſicherheiten ſchafft, ohne doch zu neuen Allianzen zu 
führen, die ſtets gefährliche Momente in ſich ſchließen. 


Zur Rechtslage im Memelgebiet. 

Vor kurzem hat der Gouverneur des Memelgebietes eine Be- 
kanntmachung erlaſſen, nach welcher der Termin für die Landtags⸗ 
wahlen vom 4. März auf den 8, April verlegt wird, und zwar mit 
der Begründung, daß dieſe Verlegung erforderlich fei, da die Wahl ⸗ 
liften eine Reihe von Perſonen nicht enthielten, die berechtigt ſeien, 
an den Wahlen zum Landtag teilzunehmen. 

Diefe Maßnahme, wenn fie überhaupt einen Sinn haben ſoll, 
kann nur bezwecken, den Litauern, die im memelgebiet leben, ohne 


Bürger dieſes Gebietes zu fein, durch Derwaltungsmaßnahmen die 


Wahlberechtigung zum Parlament des Memellandes zu verſchaffen, 
um auf dieſe Weiſe eine Anderung in der Zuſammenſetzung des 
faſt rein deutſchen Parlaments (der letzte memelländiſche Landtag 
zählte bei 29 Abgeordneten nur zwei Groß⸗Litauer) zu erreichen. 
Unter dem Geſichtspunkte der Rechtslage betrachtet, iſt das 
die Pin des Gouverneurs gänzlich unhaltbar. Die Rechtslage iſt 

e folgende: 

Das Memelgebiet hat durch das Memelſtatut, welches am 
28. Mai 1924 errichtet wurde, im Rahmen des litauiſchen Staates 
eine Derwaltungsautonomie erhalten (Artikel 1 des Statuts). 
Diefe durch den internationalen Vertrag garantierte Sonderſtellung 
des Memelgebietes findet ihren Ausdruck u. a. darin, daß dem 
Land eine eigene geſetzgebende Körperfchaft, der Landtag, zuerkannt 
wurde, dem insbejondere auf kulturellem und auf dem Gebiete des 
Unterrichtsweſens weitgehende Kompetenzen zugewieſen ſind. Dieſe 
autonome Stellung des Memelgebietes, das, wie es in dem inter 
nationalen Vertrag heißt, „der Souveränität Litauens“ unterſtellt 
iſt, wird beſonders deutlich durch jene Artikel des Memelſtatuts 
dokumentiert, die die Wahl des Parlaments zum Gegenſtande haben. 
Das Statut beſtimmt hier, daß die Mitglieder des Landtages von 
„den Bürgern des Memelgebietes“ gewählt werden, und daß neben 
den urfprünglichen Bürgern, d. h. denen, die zur Zeit der Errichtung 
des Statuts in dieſem Gebiete anſäſſig waren, nur diejenigen 
Derfonen als Bürger zu gelten haben, die dieſe 
Eigenſchaft in Zukunft erwerben. Über den Erwerb 


des Bürgerrechts beſagt das Statut, daß ein beſonderes von der 
geſetzgebenden Körperſchaft zu erlaſſendes Geſetz die Bedingungen 
formulieren ſoll, unter denen dieſes Recht in Zukunft erworben 
werden kann. Da der memelländiſche Landtag von den litauiſchen 
Machthabern abschied wurde, war es nicht möglich, ein ſolches 
Geſetz zu verabſchieden. Wenn die Litauer nun behaupten, daß 
jeder Litauer, der ſich im Memelgebiet aufhalte, gleichgültig ſeit 
welcher Zeit, bei den Wahlen ſeine Stimme abgeben dürfe, jo 
handelt es ſich hier um eine Auffaſſung, die, falls ſie durchdringt, 
eine geradezu ungeheuerliche Verletzung des internationalen Ver⸗ 
trages darſtellen würde. der memelländiſche Landtag hat 
die ihm von dem Statut auferlegte Pflicht zum Erlaß eines Staats- 
angehörigkeits⸗Geſetzes bisher noch nicht erfüllen können. In 
ſeiner alleinigen Kompetenz aber, das geht aus 
dem Wortlaut des oben zitierten Artikels klar 
hervor, ſteht der Erlaß von Beſtimmungen, die 
den Erwerb und Derluft der memelländiſchen 
Staatsangehörigfeit zum Gegenſtande haben. 
das memelländiſche Parlament ein 
lches Geſetz nicht verabſchiedet hat, beſteht 
fo keine Möglichkeit, die Bürgerrechte des 
Memelgebietes zu erwerben. 

Kennzeichnend für die Lage im Memelgebiet und für die Ab- 
fihten der Litauer iſt weiter die Tatſache, daß man nunmehr auch 
verſucht, die deutſche öffentliche Meinung zu knebeln. So hat der 
litauiſche Militärbefehlshaber für das Memelgebiet — das Memel⸗ 
gebiet ſteht ſeit dem Putſch in Kowno im Dezember des vergan- 
genen Jahres unter militäriſchem Ausnahmezuftand — kürzlich eine 
Derordnung erlaſſen, die der Preſſe tatſächlich das Recht der freien 
Meinungsäußerung nimmt, fie gewiſſermaßen unter Zenfur ſtellt 
und jeden, der fie nicht reſpektiert, mit Ausweiſung oder Depor- 
tation in ein Konzentrationslager bedroht. 


Dos Schickſal des Schelde · vertrages. 


Die holländiſch-belgiſche Derftändigung über die Reviſion des 
Schelde⸗Vertrages von 1859 iſt, nachdem fie in der Zweiten Kammer 
der holländiſchen Generalſtaaten mit knapper Mehrheit am 
11. November 1926 geſichert erſchien, am 24. März 1927 von der 
Erſten Kammer mit der überwiegenden Mehrheit von 55 zu 
17 Stimmen doch noch vereitelt worden. Der holländifche Außen⸗ 
miniſter, Freigerr van Karnebeek, der die auswärtige Politik der 
Niederlande ſeit zehn Jahren mit Geſchick und Erfolg geführt hat, 
iſt damit der holländiſchen Agitation gegen ſein eigentliches Werk, 
die endgültige Derftändigung mit Belgien, erlegen und hat infolge⸗ 
deſſen Er Demiſſion eingereicht. Man mag über die Berechtigung 
dieſer Agitation, die einen hervorragenden Staatsmann von inter⸗ 
nationalem Anfehen zu Fall bringt, verſchiedener Anſicht fein: Tat⸗ 
ſache iſt, daß die wirtſchaftlichen und politiſchen Argumente gegen 
den Schelde-Dertrag vom 5. April 1928 trotz des Fuſatzabkommens 
vom 17. Mai 1926, das fie zu entkräften ſuchte, bei der Ab⸗ 
ſtimmung der Erſten Kammer ungeachtet einer wie immer klugen 
und wirkſamen, ſehr ausführlichen Verteidigungsrede Karnebeeks 
den Durchſchlag gegeben haben. Dabei ſei im Anſchluß an die 
früheren Ausführungen (Beimatdienft Nr. 24, 2. Dezemberheft 1926) 
daran erinnert, daß die wirtſchaftlichen Bedenken ſich gegen Kon« 
zeſſionen zur — Schiffahrt, namentlich durch das Projekt 
eines Antwerpen ⸗oerdpk⸗Kanals, richteten, während die politiſchen 
Bedenken die holländiſche Verpflichtung betrafen, jede abſichtliche 
Verletzung holländifchen Gebietes als Kriegsfall zu betrachten: eine 
Beſtimmung, die die Möglichkeit in ſich ſchloß, daß Holland an der 
Seite Belgiens würde kämpfen und dann möglicherweife belgiſchen 
Ariegsſchiffen und deren Feinden auf holländiſchem Gebiet die 
Durchfahrt würde geſtatten müſſen. 

ach dem Schickſal des Vertrages, der in Belgien ſchon am 
19. Juli 1926 widerſpruchslos angenommen worden war, bleibt die 
nunmehr ſeit faſt 100 Jahren ſchwebende Frage abermals ungelöſt. 
In Holland iſt man ſich bewußt, daß ſofortige Wiederaufnahme der 
Verhandlungen, die zu einer Derbeflerung des Schelderegimes ohne 
wirtſchaftliche und politiſche Nachteile für Holland führt, mit Rüd- 
feat auf die Beziehungen der Fontrahierenden Länder unumgänglich 
ft. Deutſchland wird dem befreundeten Nachbarvolk, das uns 
während des Weltkrieges und in den ſchweren Nachkriegsjahren bei 
Aufrechterhaltung ſtrikter Neutralität mancherlei Beweiſe feiner 
55 geliefert hat, eine reibungsloſe Erledigung des Streit⸗ 
falles aufrichtig wünſchen können. Borerſt fcheint es freilich, als 
ob diejenigen Holländer recht behielten, die in Verteidigung der 
Politik van Karnebeefs von der Ablehnung des Vertrages inter- 
nationale Unannehmlichkeiten für Holland befürchteten. Denn die 
belgiſche Gffentlichkeit wiederholt in ihrer Gereiztheit über dieſen 
Ausgang der langjährigen Verhandlungen ihre bisher nur als Druck⸗ 
mittel angeſehenen Drohungen, daß eine Wiederaufnahme des Der- 
fahrens ausgeſchloſſen ſei, daß vielmehr die Löſung der Frage jetzt 
von den 1 Mächten in die Hand genommen werden 
müßte. Dieſe ae wird die unzweifelhaft auch jetzt vorhandene 
Derhandlungsbereitfchaft der Holländer ſtärken müſſen. 
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England, Europa und die Welt. Eine geopolitifch-weltwirtfchaft- 
liche Studie von Erich Obft. Mit 54 Textzeichnungen und 
12 weltwirtſchaftlichen Tabellen im Anhang. Kurt Dowinckel, 
Verlag, Berlin⸗Grunewald. 356 S. Preis geb. 56 M. 

Wir haben es hier mit einem tiefgründigen wiſſenſchaftlichen 
und zugleich höchſt aktuellen Werk zu tun. Denn Objt beſchäftigt 
ch in ihm mit der gegenwärtigen Orientierung und „Ariſis“ der 
engliſchen Politik und entwickelt zugleich die tragenden Grundlagen 

des engliſchen Weltreichs in der Vergangenheit. 5 

An ſich iſt das ganze Werk ein großartiger Abriß der engliſchen 

Geſchichte, insbeſondere der Wirtſchaftsgeſchichte des modernen eng · 

liſchen Imperiums. Aber dieſe ganze Epoche iſt unter einem be» 

ſtimmten politiſchen Geſichtspunkt geſehen, der auch im Titel zum 

Ausdruck kommt: „England, Europa und die Welt.“ Es wird 

keineswegs nur von Fall zu Fall die enge Verflechtung und Ver⸗ 

zahnung der engliſchen Politik mit der europäiſchen und mit der 

Weltpolitik geſtreift oder aufgegriffen, ſondern Gbſt ſieht die ganze 

engliſche Geſchichte bewußt unter dieſer dreifachen gegenſeitigen 

Abhängigkeit. Und dadurch wird feine ganze Darſtellung ohne 

Sweifel auch politiſch äußerſt anregend und fruchtbar. Vielleicht 

mag namentlich ſein Schlußergebnis etwas dogmatiſch klingen: „So 

wie ſich die Derhältniffe nun einmal entwickelt haben, bleibt England 
wirklich nur die Wahl zwiſchen ‚Empire‘ und Europa“.“ Er ſelbſt 
tritt für die Loſung „Europa“ ein: „Im ureigenſten Intereſſe muß 
ſich England durchringen zu dem Programm: Großbritannien ver- 
bunden mit dem feſtländiſchen Europa als geſchloſſener Wirtſchafts⸗ 
block des Abendlandes — die übrige Welt aufgeteilt nicht mehr bloß 
in machtpolitiſche Sphären, ſondern in eine Reihe naturgegebener 

Großwirtſchaftsräume.“ Obſt vertritt alſo eine beſtimmte „Ten- 

denz“, er glaubt an eine beſtimmte Zukunftsrichtung der Politik der 

Gegenwart. Dieſer Glaube, dieſes innere Miterleben der Feit⸗ 

geſchichte aber gibt feinem Buch ein ſtarkes Tempo und große Ein- 

druckskraft. Zugleich baut er auf breiteſter wiſſenſchaftlicher Baſis 

‚auf. Insbeſondere der zweite große Abſchnitt feines Werkes (Die 

wirtſchaftlichen Grundlagen des engliſchen Weltreichs), der ſich an 

den erſten (den geopolitiſchen Abriß der engliſchen Geſchichte) an ⸗ 
ſchließt, iſt ohne Zweifel eine der beſten Unterſuchungen der mo⸗ 
dernen Weltwirtſchaft und ihrer inneren, durch den Weltkrieg ver⸗ 

urſachten Verſchiebungen. Namentlich die ſtatiſtiſchen Tabellen im 

Anhang find wohl einzigartig als Fahlenmaterial zum Studium der 

modernen Weltwirtſchaft, beſonders nach der politiſchen Seite. 

Dermißt haben wir leider ein Eingehen auf die engliſche Gold⸗ 
politik. Auch find die diplomatiſch⸗politiſchen und militärpolitiſchen 

Sufammenhänge und Geſichtspunkte der engliſchen Empire⸗ und 

Weltpolitik vom Verfaſſer — offenbar abſichtlich — übergangen. 

Aber im ganzen vermögen dieſe ergänzenden Bemerkungen kaum 

den arg Eindruck diefes Werkes abzuſchwächen. Es ift ohne 

Zweifel ein Standardwerk unſerer modernen wiſſenſchaftlichen 

Literatur auf dem Gebiete der Politik. S. 


Verfaſſungsgeſetze des Deutſchen Reiches und der deutſchen Känder 
nach dem Stande vom 1. Februar 1926, bearbeitet von Otto 
Ruthenberg. Verlag von Franz Vahlen, Berlin. 250 S. 
Geh. 7,50 M., geb. 8,50 M. 

Das Buch enthält eine Sufammenftellung des Textes ſämtlicher 
Derfafjungen im Deutſchen Reich, ſowohl der Derfafjung des Deut- 
ſchen Reichs ſelbſt wie ſämtlicher Länder einſchließlich der Freien 

Stadt Danzig. Es enthält außerdem für jede einzelne Verfaſſung ein 
ausführliches Verzeichnis des Schrifttums über fie und der ent⸗ 
aan geſetzgeberiſchen Materialien für ihr Fuſtandekommen. 

um Schluß iſt ein ausführliches Stichwörterverzeichnis beigefügt, 


5 a) Geſchichte, Politik und Bürgerkunde. 


Das deutſche Kolonialbuch. Mit 
etwa 275 Abb. u. 7 Kt. Hrsg. von Hans 


die Nordmark. 
Schaidt. 


Sache. 2. verm. u. verb. Aufl. 11. bis 

20. Tſd. Berlin⸗Schmargendorf 1926. 

W. Andermann. 512 S. Kw. 30 M., im Text. 
Hldr. a0 m. Diederichs. 


Handbuch der deutſchen wirt⸗ Wolff, wilhelm: 


Blick in die Bücher 


Neue Schriften 


Meyerfahm- Kiel: Der Kampf um 
Vortr. 
2 S. 0,30 Mt. 
Milch, Werner: Guſtar Adolf und der 

50jährige Krieg. Mit 4 Taf. u. 4 Bild. 
1.— lo. Tfd. 
85 S. Pp. 2 M. 


Der s⸗Stunden⸗Tag. 


das für jede einzelne Verfaſſung ein bequemes Nachſchlagen über 
die verſchiedenſten Sachgebiete erlaubt. Das Werk 15 die einzige 
derartige Zuſammenfaſſung und als ſolche unentbehrlich für jeden 
Theoretiker und Praktiker, der ſich irgendwie mit deutſchen Der- 
faſſungs⸗ und Verwaltungsfragen befaßt. 


Jahrbuch der Deutſchen in Rumänien für das Jahr 1927. 47 S., 
Preis 50 Lei. Aus der Siebenbürgiſch-ſächſiſchen Dolfsdichtung, 
Lieder mit Notenſatz, mundartlichem Text und Übertragung ins 
Hochdeutſche, 40 S., beide herausgegeben vom Deutſchen Kultur- 
amt in Rumänien, Hermannſtadt. 

Dieſe beiden Schriften des unter der verdienſtvollen Leitung von 
Dr. Richard Cſaki ſtehenden Deutſchen Kulturamtes in Hermann⸗ 
ſtadt ſind geradezu vorbildlich für die volkskundliche Bildungsarbeit 
im Auslandsdeutſchtum. Das „Jahrbuch“ erſcheint in dieſem Jahre 
zum erſten Male und ſtellt auf gedrängtem Raum das für die Deut- 
ſchen im Reich und in Siebenbürgen unbedingt Wiſſenswerte über 
den Staat Rumänien und das Siebenbürger Deutſchtum zuſammen. 
Es werden alle wichtigen Daten über das geſamte Staatsleben in 
Rumänien, über das Deutſchtum in Rumänien und das Deutſchtum 
in der Welt, und zwar in mujterhafter Fuſammendrängung, ge⸗ 
geben. Wer alſo etwas näheres wiſſen will über Rumänien und 
das Deutſchtum in Rumänien, der greife zu dieſem „Jahrbuch“, und 
es wird ihn ſicher nicht im Stich laſſen. 

Auch die Volksliederſammlung, die mit Notenſatz ausgeſtattet 
iſt, ſtellt der volkskundlichen Arbeit der Deutſchen in Siebenbürgen 
und des Kulturamtes ein hohes Zeugnis aus. Wir würden es 
begrüßen, wenn auch dieſe Liederſammlung in Deutſchland An⸗ 
klang fände, weil fie eine unmittelbare Vorſtellung von der Jahr⸗ 
hunderte langen Erhaltung deutſcher Kultur in der Fremde bietet. 


Die deutſchen Parteiprogramme. Don Felix Salomon. 
Heft III: Die Anfänge des Deutfchen Reiches als Republik 1918 
bis 1925. Vierte Auflage. Verlag: B. G. Teubner, Leipzig 
Berlin. 165 S. Preis kart. 4 M. 

Dieſe Sammlung der deutſchen Parteiprogramme nach dem Um⸗ 
ſturz, die im Jahre 1920 zum erſten Male erſchien, liegt nunmehr 
in vierter Auflage vor: ein Beweis, daß fie einem praktiſchen Be- 
dürfnis entſpricht. Sie iſt auch tatſächlich für jeden, der ſich mit 
der Politik befaßt, faſt unentbehrlich. Denn ſie iſt ohne Konkurrenz. 
Insbeſondere für den politiſchen Journaliſten und Schriftfteller, 
aber auch für den ſtaatsbürgerlich intereſſierten Lehrer iſt dieſe 
Sammlung ein notwendiges Hilfsmittel und Nachſchlagewerk. Wir 
können die handliche Schrift für dieſe Fwecke nur aufs beſte emp⸗ 
fehlen, denn es find tatſächlich alle wichtigen programmatiſchen Do- 
kumente — ſämtlicher politiſchen Parteien und Richtungen in dem 
neuen Deutſchland — hier im Wortlaut vereinigt, 


Das freudige Herz. Heiteres und Nachdenkliches in Lied und Rede 
für Wandersleute jeglicher Art. Don Ludwig Benning- 
hoff. Mit über 80 Abbildungen. 2. Auflage. 398 Seiten. 
Leinenband 4,80 Rm. Hanſeatiſche Derlagsanftalt, Hamburg, 

Ein buntes Büchlein, heiter und ernſt, und viel Köftliches aus 

allen Zeiten darin. Dieſe Sammlung iſt dazu geſchaffen, ein zwang⸗ 
loſes Sufammenfein am Abend oder an Feiertagen zu beleben, die 
Seele anzuregen, die Menſchen zu ergeben. Der Bearbeiter hat mit 
großer Beleſenheit aus der deutſchen Literatur die ſchönſten Perlen 
in Vers und Profa herausgeſucht und in munterem Wechſel mit⸗ 
einander verbunden. Für einſame Stunden iſt dies Büchlein ein 
tröſtender Unterhalter, den es in dieſer Art bis heute wohl noch 
nicht gegeben hat. : 


b) Allgemeine Werke. 


Sion, Bilde: Zur Soziologie der Frauen⸗ 
bewegung. Die ſozialiſt. u. d. kath. Frauen ⸗ 
bewegung. Berlin 1926. F. A. Herbig. 
Schriftenreihe der Akademie f. ſoz. u. päd. 
Frauenarbeit in Berlin FB. 2. Hlw. s M. 

Korn, Karl: Die Weltanſchauung des 
Sozialismus. 1.—3. Tſd. Berlin 1927. 


Kiel 1926. C. 


Jena 1926. C. 


ſchaft. Der volks- u. privatwirtſch. Auf⸗ 
bau Deutſchlands u. ſ. techn. Grundlagen. 
In Verb. mit Gg. Sinner hrsg. von 
Alphons Nobel. Berlin 1927. M. F. 
Koehler. 408 S. Kw. 25 M. 


11% 


Seine Geſchichte und die Erfahrung mit 
ſ. geſetzl. Einführg. in Deutſchland. Berlin 
1926: Verlagsgeſellſchaft des Allg. Dtſch. 
Gewerkſchaftsbundes. 
Lw. 4,80 M. 


1122,55 a 4 


Arbeiterjugend-Derlag. 39 S. 0,80 m. 

Grimbert, Ewald: Die Ehe im Geſetz. 
Eine gemeinverft. Rechtsbelehrung für Ehe- 
leute u. Verlobte. München 1926. Sidin- 
gen⸗Verlag. 95 S. 1,20 m. 
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AUSWANDERER 


finden Rat, Aufklärung, alles Wiſſenswerte 
in den vom Reichswanderungsamt empfohlenen, 
jetzt in 2. Auflage erſchienenen 


Taschenbüchern des Auswanderers 
Es liegen vor: Braſilien (M 2,50) — Vereinigte 
Staaten (M 2,80) — Deutih-Oftafrita (M35, 20) — 
Deutſch-Südweſtafrika (M 2,50) — Paraguay 
und Uruguay (M 2,50). 
Zeder Band reich illufttiert und 
mit 1 Karte verſehen. 


SAFARI VERLAG GmbH 
BERLIN W 35 


Soeben erschienen; 


Der Reichshaushalt 1927 


Dr. W.Spielhagen u. Dr. Arnd Jessen 
132 Seiten mit zahlreich. Tabellen, kart. 3.— RM 


Der Überblick über den Reichshaushalts- 
plan 1927 beginnt mit einer Darstellung des 
Haushaltsgesetzes, dessen einzelne Para- 
graphen in ihrem Inhalt und in ihrer Bedeu- 
tung geschildert werden. 


Der abgedruckte Gesamtplan enthält auf 
mehreren Seiten nicht nur den Haushalts- 
entwurf 1927, sondern auch die Rechnungs- 
ergebnisse der beiden Jahre 1924 und 1925 
sowie den Haushaltsplan nebst Nachtrag 
für 1926, und bietet daher jedem Etatkritiker 
wertvolle Anhaltspunkte. 


Die Verfasser geben ferner drei besondere 
Pläne, die sie als Teilbilder bezeichnen. 
Der erste, der Zweckplan, faßt die einzelnen 
Bruttoausgaben des ordentlichen Haushalts 
nach zehn Ausgabez wecken zusammen. 


Im Anschluß an das Gesamtbild stellt die Arbeit 
die Einzelpläne der einzelnen Verwaltungen 
vom Reichspräsidenten bis zum Kriegslasten- 
haushalt eingehend dar. Jeder einzelne Plan 
wird durch eine Tabelle eingeleitet, in der 
die Ausgaben der einzelnen Haushaltskapitel 
und die bei den einzelnen Behörden beschäf- 
tigten planmäßigen Beamten und Angestellten 
übersichtlich enthalten sind. 
Die gegenwärtigen Kämpfe um den Reichshaus- 
halt 1927 zeigen, daß es von Jahr zu Jahr schwie- 
riger wird, den Haushalt auszugleichen. Gerade 
darin liegt wohl das Hauptverdienst dieser außer- 
ordentlich bedeutsamen Schrift, daß sie sowohl 
die bei dem Werdegang des Haushalts mitwirken- 
den Faktoren anschaulich und gründlich darstellt, 
als auch im Haushalt selbst die einzelnen wichtigen 
Punkte wie mit einem Scheinwerier beleuchtet und 
dadurch dem Leser verständlich macht. 


Für jeden, der sich mit Finanzfragen beschäf- 
ligt, ist dieses Buch geradezu unentbehrlich! 


Durch jede Buchhandlung zu beziehen 


|  Zentral-Verlag ü. m. b. H. Berlin W35, Potsdamer Strahe 41 


Gesamtverzeichnis 


Deutscher Lehr- m Kulturfilme 


Herausgegeben von Walter Günther 


Bearbeitet im Archiv für Lichtbild- und Filmwesen 
im Deutschen Bildspielbund E. V. 


In einem stattlichen Band von 250 Seiten 
sind sämtliche Filme zusammengestellt, die 
z. Zt. auf dem deutschen Markt befindlich sind 
und sich in irgendeinem Sinne als Lehr- 
und Kulturfilm bezeichnen. Das Verzeichnis 
gibt Aufschluß über Reichszensur, Anerkennung 
seitens des Zentralinstituts, Länge der Filme, 
Aktzahl usw. 


Für alle Organisationen, Schulen, Verbände, 

die” sich mit kultureller Lichtbild- und 

Filmpflege beschäftigen, von unschätzbarem 
Wert und unentbehrlich. 


Preis 8.50 RM. 


Zu beziehen durch: 


Deutscher Lichtbild = Dienst 


Berlin W35 


G.m.b.H. Potsdamer Str. 41 


über die Staatsidee 


Soeben erschien: 


Die Staatsichre 
des Franz Suarez S. J. 


Von Dr. HEINRICH ROMMEN 
8°, 383 Seiten. Brosch. RM. 8,50, geb. RM. 10,00 


Das vorliegende Werk ist für die heutige Staatspolitik 
bedeutsam und hat damit ein praktisches Ziel, den 
Rahmen zu bestimmen, den die Seins- und damit die 
Sollensgesetze staatlichen Lebens darstellen, innerhalb 
welchen Rahmens allein Politik richtige Politik ist. Da- 
durch bestimmt sich ihr Verhältnis zum Sozialismus 
mit seinem letzthin omnipotenten Staat auf der einen 
Seite und zum kapitalistischen Liberalismus mit der 
Funktionalisierung des Staates auf der anderen Seite. 
Die richtige Politik grenzt sich dann auch ab gegen- 
über Nationalismus und extremem Pazifismus. Die 
Schrift dient zu einer gewissen Klärung von Ideen, die 
im heutigen Deutschland Verwirrung angerichtet haben. 


Weiter empfehlen wir: 


Die Staatslehre Leos XIII. 


Von Dr. PETER TISCHLEDER 
8°, 538 Seiten. 1925, 
Broschiert RM. 8,00, in Ganzleinen RM. 10,00. 
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Halblederbände 


15 
Mk. 


Betrag iſt nachzi 


1. W. Alexis, Die Hoſen des Herrn von 
Bredow. 
W. Alexis, Der Werwolf. 

Ludwig Anzengruber, Der Schandfleck. 
8 ak Anzengruber, Der Stern⸗ 
einhof. 

nerbach, Barfüßele. Diethelm von 


Buchenberg. 
2 5 Balzac, Die 30 toll» 


. Honoré de 
dreiſten want ten. 
Honoré de Balzac, Bater Goriot. 
Rudolf Baumbach, Truggold. 
Bethge, Deutſche Lyrik ſeit Lilien ⸗ 
eron. 

Das Dela- 


10. Giovanni 
meron. 
11. E. A. Brachvogel, Friedemann Bach. 
12. Litton Bulwer, Die leßten Tage 
von 1 
13. Caſanovaß Memoiren. 
14. Hendrik Conſeience, Der Löwe von 


landern. 
15. J. J. Cooper, Der rote Freibeuter. 
harles de Coſter, Uilenſplegel. 

17. Dante, Göttliche Komödie. 

18. Charles Dickens, Zwei Städte. 

19. Charles Dickens, Oliver Twiſt. 

20. Charles Dickens, David Copperfield. 


era a pm 


Boccaceio, 


21. 8. M. Doftojewiti, RNaskolnikows 
ſchuld und Sühne. 

22. J. M. Doſtoſewſti, Aus einem 
otenhaus. 

23. F. . Doſtojewſti, Der Doppel» 
gänger u. a. Erzählungen. 

24. $ M. Do aul „ Der Spieler. 

25. F. M. Doſtojewſki, Arme Leute und 
andere Erzählungen. 

26. M. Doftojewfli, Die Brilder 


zaramaſow. Zwei Bände & 3,75 M. 
27. Alexander Dumas, Balſamo. 
28. Alexander Dumas, Lady Hamilton. 
29. Eckermann, Geſpräche mit Goethe. 
30. Max Eyth, Mönch und Laudsknecht 
— Wanderleben eines Ingenieurs. 
31. Gustave Flaubert, Frau Bovary. 
32. Gustave Flaubert, Salambo. 
33. Lulſe von Frangois, Die letzte 
Reckenburgerin. 
34. Luiſe von es ois, Fran Erd⸗ 
FR an Zwillings Ban 
Guſtav Fr „„ Dit Sechs 
Hunde dN ande gebunden 
(Preis 7,50 M.). 
36. Gu tehtag, Soll und en. 
37. Sales" e Die . 
an ift. 
38. Suse Freytag, Die Ahnen I, Ingo 
= — Ingraban. 
* av II, Das 
SEE 
On ſrehtag, „ 
Die Brüder 2 bauten Fenſe. 
41. Guſtav ſreytag, Die Ahnen IV, 
42 Zeta grenag Die Ahnen V, Di 
8 „ en V, Die 
Geſchwiſter. 2 
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77. 
. Selma Lagerlöf, Jeruſalem. I. In 


8 


8 Beiarie Gerſtäcker, Gold. 


aan Graf Gobineau, 


Mazim Gorki, Die 


Wilhelm "OK. Lihtenftein. 
€ 


Got 
. Gottfried Keller, Das Siungedicht. 
Gott 


. Sacher ⸗Maſoch, Ein 
Sultan. 

Sacher⸗Maſoch, Katharina II. 
Guy 
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Guſtav Freytag, Die 


Ahnen VI, 
Aus einer kleinen Stadt. 


riedrich Gerſtäcker, Die beiden 
träflinge. 
Die Re 


naiflance, 


Eliſabeth Goedide, Jens Larfen. 
305 an. Gl a K. Feet, ſauſt. 
. Je 0 5 5 . 
ar ae 


olai Gogo 
arim 


22 5 en hie en. 
ort, eiſterer ungen. 
alle Iſergli 


und andere Erzählungen. 


Gotthelf, Geld und Geiſt. 


jerbinand Gregori, An goldenen 


1 E 
2 a ufen, Simpliziſſimus. 
. John Habberton, Helenens Kinderchen 


und Anderer Leute Kinder. 


Bret Harte, Unter der Sonne Kali⸗ 


forniens. 


„ Start wie der Tod. 
Band *, 
umor. Band . 
Hugo, er Glöckner von 
Notre Dame. 


Victor Hugo, Die Elenden. 
Karl 


mmermann, Der 145 200. 
ens Peter Jacobſen, Niels ne. 
ee Frau Marie 


itubbe. 
ee Jenſen, Auf dem Beten: 


ein. 
. Katharina II., Memoiren. 
2 Fein Keller, Der grüne Heinrich. 


ied Keller, Martin Salander. 


ed Keller, Die Leute von 


Seldwyla. 


Got ed Keller, Züricher Novellen. 


Max Kretzer, Der Willionenbauer. 


W. von Kügelgen, Jungenderinne⸗ 


rungen eines alten Mannes. 

„ C. de Laelos, Gefährliche Lieb ⸗ 
ſchaften. 

Selma Lagerlöf, Göſta Berling. 


Dalarne. II. Im heiligen Lande. 
In einem Bande.) 
elma Lagerlöf, Unſichtbare Bande. 


. E. Marlitt, Goldelſe. 
E. Marlitt, Die zweite 
E. Marlitt, Geheimnis der alten 


Mamſell. weiblicher 
in 


de Maupaſſaut, Der ſchöne 


— 7 
. W. Meinhold, Die Berſteinhege. 
1 neuerer Erzähler. 9 


an 8 
. Meifter-Robellen neuerer Erzähler. 
Band 2. 
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Henry Sanſon, Die 


Theodor 


Mark Twain, 
Ur Theodor Wider, 


Eduard Mörike, Maler Nolten. 
Th. Mügge, Der Vogt von Sylt. 
Henry Murger, Boheme. 

. Niecolai (O. Scharling), Im Pfarr 


hauſe von Nöddebo. 


„Abbé Prevoſt, Manon Lescaut. 


ohn Retelifſe, Nena Sahib. 
udivig Richter, gebenserinnerungen. 


Otto Ruppius, Ein Deutſcher. 
Ferdinand von Saar, Novellen aus 


Sſterreich. 


bi 
aris. — 


® 
- 2 jeph Victor von Scheffel, Ekkehard. 


illers Geſpräche (p. Biedermann). 


Walter Scott, Ivanhoe. 
Charles Sealsſſeld, 
Henrik . 5 Quo vadis? 

. Karl Spindler, De 

Adolf Stern, Berklungene Welt. 

. Robert Louis Stevenſon, Die Schaß⸗ 


Kajütenbuch. 
r Jeſuit. 


inſel. 


. Theodor Storm, Von Meer und Heide. 
. Thodor Storm, Die 


Söhne des 


Storm, Der Schimmel ⸗ 
reiter u. a. Erzählungen. 


Senators u. a. 


Claude Tillier, Mein Onkel Benjamin. 
Leo Tolſtol, Auferſtehung. 

Leo Tolſtoi, Anna Karenina. 

Leo Tolftoi, Die Kreuperfonate — 


Die Kosaken. 


Leo Tolſtol, Die Kreutzerſonate u. a. 
Erzählungen. 
„Les Zolftoi, Die Koſaken u. a. Er- 


zählungen. 


von Tſchechow, Humoresken und 


Satiren. 


Turgenjew, Väter und Söhne. 
Mark Twain, Tom Ba Aben- 


teuer und Streiche. 
Huckleberry Finns 


Abenteuer und Fahrten. 
Auch 


ner. 


Richard Voß, Die neuen Römer, 


Richard Wagner an Mathilde und 
O Weſendank, Tagebuchblätter 
und Briefe, 


Lewis Wallace, Ben Hur. 
Wilhelm Walloth, Tiber ins. 

J. W. Weber, Dreizehnlinden. 
Oscar Wilde, Das Bildnis des 


Dorian Gray. 


Oscar Wilde, Erzählungen und 
Märchen 8 


olaus Wiſemann; Fabiola, 
le Zela, Ein Blättchen Liebe. 


. Emile Zola, Germinal. 
Emile Zola, Zum Paradies der 
Damen. 


Emile Zola, Nana. 
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